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10. Wahlperiode 

01 . 07 . 86 


Unterrichtung 

durch die deutsche Delegation in der Versammlung der Westeuropäischen Union 


über den ersten Teil der 32. ordentlichen Sitzungsperiode 

der Versammiung der Westeuropäischen Union vom 2. bis 5. Juni 1986 in Paris 


Während der Tagung vom 2. bis 5. Juni 1986 in Paris erörterte 
die Versammlung der Westeuropäischen Union Berichte, be- 
handelte die üblichen geschäftsordnungsmäßigen Vorgänge 
und verabschiedete Beschlüsse, die sich mit folgenden The- 
men befaßten: 


Bericht des Präsidiums der Versammlung 


Politische Fragen 

— Die Reaktivienmg der WEU — ihre Aufgaben, Struktur 
und Position in Europa. Empfehlung 432. 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Freiherr Spies von Bülles- 
heim (S. 8, 9), Gansei (S. 9). 

— Sicherheit und Terrorismus — Die Auswirkungen von Kri- 
sen in anderen Teilen der Welt auf Europa. Empfehlung 
435 (S. 24). 

Hierzu sprachen die Abg. Kittelmann (S. 24, 25), Berger 
(Lahnstein) (S. 25, 26), Antretter (S. 26), Reddemann (S. 26, 
27). 

— 31. Jahresbericht des Rates der WEU. 

Hierzu sprachen die Abg. Antretter (S. 12), Prof. Dr. Soell 
(S. 12). 

— Ansprache des belgischen Außenministers Leo Tinde- 
manns. 

Hierzu sprachen die Abg. Antretter (S. 13), Gansei (S. 12), 
Dr. Rumpf (S. 13), Dr. Freiherr Spies von Büllesheim 
(S. 13). 
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— Ansprache der britischen Staatsministerin für Auswärti- 
ges und Commonwealth-Angelegenheiten, Baroness 
Young. 

Hierzu sprachen die Abg. Prof. Dr. Soell (S. 13), Antretter 
(S. 13, 14). 

— Ansprache des Staatsministers im Auswärtigen Amt der 
Bundesrepublik Deutschland, Jürgen Möllemann. 

Hierzu sprach Abg. Antretter (S. 22). 


Verteidigung 

— Abrüstung — Antwort auf den 31. Jahresbericht des 
Rates. 

Hierzu sprach Abg. Berger (Lahnstein) (S. 10, 1 1). 

— Die europäische Sicherheit und der Mittelmeerraum. 

Hierzu sprachen die Abg. Kittelmann (S. 14, 15), Dr. Müller 
(S. 15, 16), Berger (Lahnstein) (S. 16, 17). 

— Ansprache des italienischen Verteidigungsministers Gio- 
vanni Spadolini. 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Müller (S. 23), Kittelmann 
(S.23). 


Wissenschaft, Technologie und Raumfahrt 

— Wissenschafts-, Technologie- und Raumfahrtfragen und 
die westeuropäische Verteidigung. Empfehlung 436 
(S. 29). 

— Die kanadisch-europäische Zusammenarbeit auf dem Ge- 
biet der Spitzentechnologie. Empfehlung 434 (S. 23). 

— Neue Technologie und die militärische Strategie. Empfeh- 
lung 437. (S. 31) 

Hierzu sprach Abg. Berger (Lahnstein) (S. 30) 
Geschäftsordnung 

— Revision und Interpretation der Satzung und der Ge- 
schäftsordnung. 

Hierzu sprachen die Abg. Schulte (Unna) (S. 6, 7, 8), 
Dr. Freiherr Spies von Büllesheim (S. 6). 


Haushalt 

— Stellungnahme zum Haushalt der ministeriellen Organe 
der WEU 1985 und 1986. Empfehlung 433. 


Beziehungen zu den Parlamenten und zur Öffentlichkeit 

— Parlamente, öffentliche Meinung und Verteidigung. Ent- 
schließung 71 (1986) (S. 5). 
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— Die Förderung des Interesses der Parlamente und der Öf- 
fentlichkeit an Fragen der WEU. Entschließung 72 (1986) 
(S.5) 

Hierzu sprach Abg. Dr. Müller (S. 4, 5). 

Die Reden der deutschen Abgeordneten sind nachstehend im 
Wortlaut abgedruckt. 

Die Versammlung wählte Abg. Jean-Marie Caro (Italien) wie- 
der zu ihrem Präsidenten und Abg. Prof. Dr. Soell zu ihrem 
deutschen Vizepräsidenten. Abg. Schulte (Unna) wurde wieder 
zum Vorsitzenden des Geschäftsordnungsausschusses, Abg. 
Kittelmann zum Vorsitzenden des Verteidigungsausschusses 
und Abg. Dr. Enders zum stellvertretenden Vorsitzenden des 
Ausschusses für die Beziehungen zu den Parlamenten vmd zur 
Öffentlichkeit gewählt. 


Bonn, den 24. Juni 1986 

Dr. Karl Ahrens Wilfried Böhm (Melsungen) 

Sprecher stellvertretender Sprecher 
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Montag, 2. Juni 1986 

Tagesordnungspunkt: 

Tätigkeitsbericht des Präsidialausschusses 

(Drucksache 1063) 

Berichterstatter: Abg. Sir Dudley Smith 
(Vereinigtes Königreich) 

Tagesordnungspunkt: 

Parlamente, öffentliche Meinung 
und Verteidigung 

(Drucksache 1038) 

Berichterstatter: Abg. Eysink (Niederlande) 


Die Förderang des Interesses der Parlamente 
und der Öffentlichkeit an Fragen der WEU 

(Drucksache 1056) 

Berichterstatter: Abg. Frau Fischer 
(Bundesrepublik Deutschland) 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine lieben 
Kolleginnen und Kollegen! Ich hatte gestern ein Ge- 
spräch mit einem der Botschafter bei der WEU. Er 
erzählte mir, er habe vor einem bedeutenden Mana- 
gerseminar gesprochen und dabei die Erfahrung 
machen müssen, daß keiner der Manager, die an 
diesem Seminar teilnahmen, jemals vorher etwas 
von der WEU gehört hätten. Sie mögen daraus er- 
kennen, wie es tatsächlich um die Information un- 
serer Wählerbevölkerung — denn auch Manager 
wählen — in unseren Mitgliedsländern steht, wenn 
nicht einmal dieser Kreis von Leuten die Existenz 
der WEU zur Kenntnis genommen hat 

Wir können noch etwas weitergehen: Wenn wir ehr- 
lich sind und unsere Parlamentarierkollegen in den 
nationalen Parlamenten fragen, werden wir fest- 
stellen, daß es unter ihnen einen großen Teil von 
Kollegen gibt, die mit der WEU ebenfalls nichts 
anfangen können, die wohl keine Ahnung haben, 
um was es sich dabei handelt. 

Wenn ich Pressemeldungen aus dem Ostblock lese, 
etwa aus der Iswestija oder der Prawda oder von 
der offiziellen Presseagentur TASS, habe ich gele- 
gentlich das Gefühl, daß man in der Sowjetunion 
oder überhaupt im Ostblock die WEU öfter erwähnt, 
als dies z. B. in unseren Mitgliedsländern der Fall 
ist Das ist doch eigentich ein erfreulicher Tatbe- 
stand. 

Dabei hat dieses Bündnis doch eine gewisse Bedeu- 
tung für die Mitgliedsländer. Ich erinnere an die 
automatische Bündnisverpflichtung, an die Rü- 
stungskontrollaufgaben, an die Frage der Stationie- 
rung der Rheinarmee, um die Bedeutung des Bünd- 
nisses nur an einigen Beispielen aufzuzeigen. 


Um so erstaunlicher ist es, daß niemand oder nur 
sehr wenige in Europa um die Bedeutung der WEU, 
auch um die Arbeit der Parlamentarischen Ver- 
sammlung Bescheid wissen. Man kann also durch- 
aus etwas Gutes tun oder eine gute Institution ha- 
ben: Wenn man nichts dafür tut Daß sie bekannt 
wird, bleibt sie weitgehend unbekannt Das erinnert 
mich an einen Grundsatz der Public-Relation- Ar- 
beit in den Vereinigten Staaten, wo man sagt: Tue 
Gutes, aber vor allem: Rede darüber! Genau das 
aber haben wir sicher nicht getan, nicht zuletzt 
auch diese Versammlung hier. Dabei müssen wir 
allerdings feststellen, daß unsere Hände gebunden 
sind. Wir haben kein Budgetrecht Wir haben nicht 
die nötigen Mittel — das ist bereits des öfteren 
erwähnt worden — , um die entsprechende Arbeit zu 
leisten. 

Wenn ich daran denke, wieviel Gutes Minister tun 
und wie sehr sie darüber reden, welche Mittel dafür 
in großem Umfang bereitstehen, dann wundere ich 
mich über die Einschätzung von Parlamentariern 
und parlamentarischen Versammlungen. Schon ein 
einziger Sprung über die Atlantik im Privatjet, be- 
zahlt natürlich vom Steuerzahler, eingespart, würde 
die Mittel zur Verfügung stellen, die ausreichen 
würden, eine wirkliche Public-Relation-Arbeit zu 
betreiben. 

Wenn wir schon — und darüber sind wir uns poli- 
tisch klar — in Europa zu mehr Gemeinsamkeit in 
Fragen der Verteidigungspolitik kommen, wenn wir 
Europa zu einer wirklichen zweiten Säule des 
NATO-Bündnisses machen wollen, dann müssen 
wir die einzige Versammlung, in der es das Ge- 
spräch über Verteidigungsfragen gibt, nämlich eben 
diese WEU-Versammlung hier, in einem viel stärke- 
ren Maße der Öffentlichkeit bekanntmachen und 
heraussteilen. Es nützt gar nichts, von Zeit zu Zeit 
über eine Wiederbelebung der WEU zu sprechen. 
Das bringt zwar gelegentlich ein paar Schlagzeilen 
— nicht in der lokalen, aber in der überregionalen 
Presse — , aber die Journalisten werden wohl eines 
Tages nicht mehr so leicht zu bewegen sein, wenn 
den großen Ankündigungen keine Taten folgen. 

Ich glaube, gerade die letzte Konferenz in Venedig 
hat das sehr deutlich gemacht. Ich denke nur an 
den deutschen Außenminister. Ich habe das Gefühl, 
daß Venedig für ihn eigentlich nur die Zwischensta- 
tion für seinen Jetflug nach Belgrad war, um dort 
den syrischen Präsidenten Assad zu treffen, was 
wesentlich wichtiger war als die Konferenz, die vor- 
her in Venedig im WEU-Rahmen stattfand. 

Vielleicht haben wir uns hier auch etwas zuviel 
Routine angewöhnt, betreiben wir unsere Ver- 
sammlungen hier zweimal jährlich zu sehr als ein 
Business as usual. Und vielleicht wären wir gut 
beraten, wenn wir hier und da mal — ich möchte 
das mal in Anführungszeichen setzen — einen 
„Skandal“ provozieren würden, damit man zur 
Kenntnis nimmt, daß diese Versammlung durchaus 
etwas zu sagen hat 

Wir sollten darüber hinaus, den vielen Anregungen 
folgend, die schon gemacht worden sind, etwa in 
dem Taschenbuch, von dem der Kollege Tummers 
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vorhin gesprochen hat, folgend, vor allem Wert dar- 
auf legen, daß einzelne Ausschüsse dieser Ver- 
sammlung gemeinsam tagen mit den entsprechen- 
den Ausschüssen in den einzelnen nationalen Par- 
lamenten. Man kann das Bewußtsein für die Ge- 
meinsamkeit in der europäischen Verteidigungspo- 
litik und auch ihre Beachtung in der veröffentlich- 
ten Meinung der einzelnen Länder wahrscheinlich 
dadurch am besten stärken, daß man die Gremien 
dieser Versammlung gemeinsam mit den entspre- 
chenden Gremien eines nationalen Parlaments ta- 
gen läßt. Wenn man dies öfters macht und aus gege- 
benem Anlaß, dann könnte dies, glaube ich, ein Bei- 
trag dazu sein, die Rolle der WEU und der WEU- 
Versammlung stärker in das Bewußtsein auch der 
Politiker in den nationalen Parlamenten einzubrin- 
gen. 

Wir müssen dies tun, denn gerade die Entwicklung 
der letzten Monate hat nach meiner Meinung klar 
und deutlich gemacht, daß es keinerlei Chance gibt, 
in Europa in Verteidigungsfragen isoliert, national 
zu handeln, sondern daß die Zukunft in der Ge- 
meinsamkeit, im gemeinsamen Handeln der Euro- 
päer liegt. 

Entschließung Nr. 71 (1986) 

betr. Parlamente, öffentliche Meinung 
und Verteidigung 

Die Versammlung 

(i) hat sich mit dem Bericht ihres Ausschusses für 
die Beziehungen zu den Parlamenten und zur 
Öffentlichkeit betr. Parlamente, öffentliche Mei- 
nung und Verteidigung befaßt; 

(ii) ist überzeugt, daß eine notwendige Verbesse- 
rung des öffentlichen Bewußtseins hinsichtlich 
Fragen der westlichen Sicherheit und Verteidi- 
gung und besonders hinsichtlich der diesbezüg- 
lichen Funktionen und Aktivitäten der Westeu- 
ropäischen Union weitere Bemühungen sowohl 
auf nationaler als auch auf internationaler 
Ebene erfordert; 

Fordert die nationalen Delegationen auf 

1. ihre Bemühungen um Nachfolgemaßnahmen zu 
den Aktivitäten der WEU-Versammlung in den 
nationalen Parlamenten, politischen Gruppen, 
Ausschüssen und in der Öffentlichkeitsarbeit zu 
verstärken; 

2. ihre Regierungen aufzufordern, spezielle Schritte 
zu unternehmen, um der Öffentlichkeit grundle- 
gende Informationen über die WEU im allgemei- 
nen und die Aktivitäten des Rats im besonderen 
zukommen zu lassen; 

3. die diesbezüglichen Aktivitäten der Regierungen 
ständig im Auge zu behalten. 


Entschließung 72 (1986) 

betr. die Förderung des Interesses der Parlamente 
und der Öffentlichkeit an Fragen der WEU 

Die Versammlung 

(i) ist der Auffassung, daß es zunehmend dringli- 
cher wird, die Anstrengungen zu verstärken, 
deren Ziel es ist, die Rolle der WEU und ihren 
Beitrag zur Schaffung einer europäischen Si- 
cherheitsdimension den Parlamenten und der 
Öffentlichkeit näherzubringen; 

(ii) ist der Ansicht, daß zur Förderung des Interes- 
ses der Öffentlichkeit an WEU-Fragen außer 
den Beziehungen zu den Parlamenten und der 
Presse auch die Kontakte zu nichtstaatlichen 
Organisationen, Forschungsinstitute, Universi- 
täten und anderen Einrichtungen von Bedeu- 
tung sind, die einen politischen Einfluß auf die 
öffentliche Meinung ausüben; 

(iii) begrüßt die Tätigkeit auf dem Gebiet der Öf- 
fentlichkeitsinformation, die bereits vonseiten 
des Präsidenten der Versammlung, des Aus- 
schusses für die Beziehungen zu den Parla- 
menten und zur Öffentlichkeit, den einzelnen 
Vertretern der Versammlung sowie des Gene- 
ralsekretärs der WEU unternommen wurde; 

(iv) bedauert jedoch, daß die Versammlung zur 
Wahrung der Öffentlichkeitsinformation nicht 
über das Mindestmaß an technischen Hilfsmit- 
teln verfügt, die in den meisten Mitgliedsparla- 
menten vorhanden sind, wie zum Beispiel Te- 
lex oder datenverarbeitende Informationssyste- 
me; 

(v) ist der Überzeugung, daß man keinen nennens- 
werten Erfolg bei der Verbesserung der Öffent- 
lichkeitsarbeit erwarten kann, wenn die Arbeit 
der Versammlung weiterhin unter den gegen- 
wärtigen finanziellen und technischen Umstän- 
den erfolgen muß. 

Fordert die Parlamente der Mitgliedstaaten dazu 
auf, mit Nachdruck bei den Regierungen der WEU- 
Staaten auf die Notwendigkeit hinzuweisen, der 
Versammlung die finanziellen Mittel bereitzustel- 
len, die für eine wirkungsvolle Weiterführung der 
Öffentlichkeitsarbeit unbedingt erforderlich sind; 

bestärkt, ihren Ausschuß für die Beziehungen zu 
den Parlamenten und zur Öffentlichkeit darin, sich 
weiterhin insbesondere durch die Veranstaltung 
von Sonderanhörungen in den Parlamenten der 
Mitgliedsstaaten dafür einzusetzen, daß die Auf- 
merksamkeit der Parlamente, der Öffentlichkeit so- 
wie der Presse der Mitgliedsländer für die Arbeit 
der Versammlung erregt wird. 
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Tagesordnungspunkt: 

Revision und Interpretation der Satzung und 
der Geschäftsordnung 

(Drucksache 1039) 

Berichterstatter: Abg. Eysink (Niederlande) 
Abg. Dr. Freiherr Spies von Büllesheim 
(Bundesrepublik Deutschland) 

Abg. Dr. Unland (Bundesrepublik Deutschland) 

Schulte (Unna) (SPD): Herr Präsident, ich darf zu- 
nächst meiner Genugtuung Ausdruck geben, daß 
wir in der Lage sind, diesen Gegenstand zu behan- 
deln. Ich muß allerdings auf der anderen Seite sa- 
gen, daß wir wahrscheinlich, wenn ich hier in die 
Runde schaue, nicht genügend Mitglieder des Hau- 
ses anwesend haben, um das zu vollbringen, was 
wir uns vorgenommen hatten. 

Herr Präsident, Sie wissen, daß es hier auch um 
Änderungsanträge zur Charta geht und daß wir zur 
Verabschiedung dieser Anträge 45 Abgeordnete fin- 
den müssen. Das scheint bislang nicht der Fall zu 
sein. 

Wir haben bereits einmal über unsere Arbeit ge- 
sprochen, die ja — das muß ich in Erinnerung rufen 
— durch das Büro initiiert war. Wir wollen heute 
aber, weil wahrscheinlich andere und unter Um- 
ständen auch neue Kollegen hier sind, noch einmal 
einen kurzen Abriß geben. Das macht einer unserer 
drei Berichterstatter, Herr Spies von Büllesheim. 
Ich bitte Sie, Herr Präsident, Herrn Spies von Bül- 
lesheim als Berichterstatter das Wort zu erteilen. 

Dr, Freiherr Spies von Büllesheim (CDU/CSU): Herr 
Präsident, wir drei Berichterstatter — die Kollegen 
Unland und Eysink sowie ich selbst — sind überein- 
stimmend der Meinung, daß es wenig Sinn hat, daß 
jeder von uns seine einzelnen Änderungen hier vor- 
trägt. Es handelt sich um eine schwierige und meist 
nur im Abgleich mit den Papieren überhaupt zu 
verstehende Materie. Ich habe es übernommen, für 
uns drei heute eine kurze Einführung zu geben. 
Diese Einführung kann deswegen besonders kurz 
sein, weil ich nicht wiederholen will, was der Kol- 
lege Unland bereits in der Sitzung im Dezember 
letzten Jahres an einführenden Worten gesagt hat. 

Es wurde gerade schon von unserem Vorsitzenden 
ausgedrückt, daß wir im Dezember die Einführung 
gegeben haben, daß dann aber schon erkennbar 
war, daß nicht genügend Kollegen im Saal sein wür- 
den, um die Änderung der Charta herbeizuführen. 

Ich möchte zunächst darauf verweisen, daß die Än- 
derungen in der Charta letztlich Folgeänderungen 
der Änderungen sind, die wir in der Geschäftsord- 
nung als solcher vorschlagen. Ich glaube, es wäre 
schon einiges gewonnen, wenn wir, da sämtliche 
Änderungen der Charta auch im Rahmen der Ge- 
schäftsordnung als solcher erörtert werden, die Be- 
handlung der Geschäftsordnung zu Ende brächten. 
Wenn wir heute mit der Charta nicht zurecht kom- 
men, müßte das eventuell nachfolgen. Die Sachde- 
batte können wir im Rahmen der Geschäftsord- 
nungsdebatte führen. 


Wir sind uns darüber klar, daß die wesentlichen 
Punkte, die wir geändert haben, in einigen der in- 
zwischen 19 Änderungsanträge wiederkehren. Des- 
wegen ist es wahrscheinlich richtig, die einzelnen 
Gesichtspunkte bei der Debatte über den einzelnen 
Änderungsantrag besonders zu beleuchten. 

Nachher wird vermutlich bekannt gegeben, daß bei- 
spielsweise die Änderungsanträge 5 und 7 zurück- 
gezogen sind. Einige Änderungsanträge haben im 
übrigen auch die Zustimmung des Anschusses ge- 
funden, so daß sie keine Problematik darstellen. 

Wir haben in mehreren Sitzungen die ganze Ge- 
schäftsordnung durchberaten. Es gibt, wie Sie aus 
dem Papier ersehen, eine Vielzahl von Änderungen. 
Eine ganze Anzahl von Vorschriften werden nur 
deshalb geändert, weil wir am Anfang deutlich ge- 
macht haben, daß Stellvertreter, wenn Sie sich als 
Vertreter eines ordentlichen Mitglieds eintragen, 
die gleichen Rechte haben. Dadurch kann in einer 
Vielzahl von Vorschriften die Erwähnung „or Sub- 
stitute“ entfallen. Dadurch müssen eine Reihe von 
Paragraphen geändert werden. Bei vielen von ihnen 
fehlt aber nur das Wort „substitute“. 

Wir haben außerdem einige Begriffserklärungen 
herbeigeführt, und zwar dort, wo sich verschiedene 
Worte für dieselbe parlamentarische Aktion einge- 
schlichen hatten, beispielsweise bei „proposal“ und 
„motion“. Wir haben versucht, das zu vereinfachen 
und klarzustellen. 

Es gibt natürlich auch Änderungen, die eine politi- 
sche Qualität haben oder als eine politische Quali- 
tät betrachtet werden könnten. Es betrifft vor allen 
Dingen die Stellung des Greffier. Es ist deutlich 
gemacht worden, daß es nicht den jetzigen Greffier 
betrifft. Es geht zunächst einmal um die Festlegung 
der Amtsdauer auf fünf Jahre, was leider immer 
noch eine Unsicherheit ist. Diese Unsicherheit kön- 
nen wir jetzt nicht klären. 

Es erscheint uns erforderlich, daß parlamentarische 
Versammlungen die Stellung des Präsidenten stär- 
ken. Wir haben unmittelbar in die Satzung ge- 
schrieben, daß der Greffier dem Präsidenten bezüg- 
lich seiner Amtsführung unmittelbar verantwort- 
lich ist Wir halten das auch als Beispiel für andere 
Parlamente für notwendig. Wir haben nun einmal 
keine politische Figur, keinen Generalsekretär, wie 
es etwa beim Europarat der Fall ist. Wir sind des- 
halb der Meinung, daß der Greffier, der letztlich ein 
Beamter ist, der unter dem Präsidenten arbeitet, 
nicht von der Versammlung gewählt werden muß 
und auch nicht gewählt werden sollte, im Gegensatz 
zum bisherigen Verfahren. Er ist eben keine politi- 
sche Figur. Wir können und wollen ihn auch nicht 
künstlich zu einer solchen politischen Figur ma- 
chen. 

Wir haben nicht nur eine Stärkung des Greffier vor- 
genommen, sondern auch beim Presidential Com- 
mittee. Manchmal ist das Presidential Committee 
hervorgehoben worden, weil es aus den Vizepräsi- 
denten, den Vorsitzenden der Kommissionen und 
den Vorsitzenden der politischen Gruppen besteht. 
Das ist eine relativ breite Grundlage. 
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Wenn man, wie es in einem Änderungsantrag aus- 
gedrückt wird, sagt, es sei besser, weiterhin den 
Greffier durch die Versammlung wählen zu lassen, 
dann muß man sich vor Augen führen, daß Bewer- 
bungsunterlagen und vertrauliche Tatbestände 
möglicherweise an die Öffentlichkeit kommen. Das 
sind Dinge, die besser in einem vertraulichen Gre- 
mium wie dem Presidential Committee unterge- 
bracht sind. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
habe hier jetzt nur wenige Punkte ansprechen kön- 
nen. Ich habe das deshalb getan, weil der Kollege 
Unland bereits im Dezember weitere Punkte ange- 
führt hat. Ich habe es auch deswegen getan, weil 
wir im Zusammenhang mit den Änderungsanträ- 
gen, die wir gleich noch behandeln werden, auf eine 
Reihe der Änderungen, die der Ausschuß vorge- 
nommen hat, zurückkommen werden. 

Vielen Dank. 

Schulte (Unna) (SPD): Herr Präsident, nur wenige 
Bemerkungen, weil sich die drei Berichterstatter zu 
dieser Materie im einzelnen bei den Änderungsan- 
trägen noch äußern werden. 

Zunächst, Herr Präsident, habe ich eine Bitte an 
Sie: mit der Verabschiedung der Rules zu beginnen 
und nicht mit der Charta, sondern die Änderung der 
Charta anschließend vorzunehmen. Ich glaube, es 
gibt keine geschäftsordnungsmäßigen Hindernisse, 
so zu verfahren. 

Aber erlauben Sie mir als dem Vorsitzenden des 
Ausschusses vielleicht doch noch eine Bemerkung 
zu dem zentralen Punkt der Änderung, die wir vor- 
geschlagen haben. Herr Präsident, ich muß alle Mit- 
glieder unserer Versammlung daran erinnern, daß 
der Geschäftsordnungsausschuß den Auftrag des 
Präsidiums, des Büros, bekam, die Position und Si- 
tuation des Greffier zu untersuchen und nach Mög- 
lichkeit neu zu gestalten. 

Das Herzstück dieser Regelung — damit wende ich 
mich in erster Linie an meine italienischen Kolle- 
gen, die ihre Auffassung in Änderungsanträgen nie- 
dergelegt haben — ist nicht etwa die Frage des 
Wahlkörpers. Das ist nicht der zentrale Punkt. Der 
zentrale Punkt ist vielmehr die Begrenzung der 
Dauer dieses Amtes, d. h. daß die Versammlung in 
die Möglichkeit versetzt wird, in regelmäßigen Ab- 
ständen, und zwar in fünf Jahren — wir haben da 
im Vergleich mit anderen Institutionen dieser Art 
den Fünfjahreszeitraum gewählt — , neu zu wählen. 
Ich glaube, es ist recht wichtig, dies in den Vorder- 
grund zu stellen. 

Ob wir den Greffier durch die Versammlung oder 
das Presidential Committee wählen lassen, kann 
zum Teil eine sehr praktisch-pragmatische Frage 
sein, aber auch eine Frage, die im Hinblick auf das 
Amt, wie wir es sehen, beantwortet werden muß. Da 
allerdings sind wir der Meinung, daß sich der Gref- 
fier der Versammlung der Westeuropäischen Union 
in der Funktion, die er hat, unterscheidet, und zwar 
nicht unwesentlich, etwa vom Generalsekretär des 
Europarates. Der Generalsekretär des Europarates 


hat zweifellos eine politische Aufgabe, und sie wird 
auch so verstanden. Aber ich kenne eigentlich seit 
Beginn meiner Mitgliedschaft hier in der WEU — 
was ich hier sage, bezieht sich ja jetzt alles nicht 
auf den Amtsinhaber und seine Fähigkeiten, die ich 
hochschätze, sondern auf die Funktion, die er wahr- 
zunehmen hat — , diesen Greffier nur als den ersten 
Beamten dieser Parlamentarischen Versammlung 
mit der Hauptaufgabe, den Präsidenten, das Büro 
zu unterstützen und das Funktionieren des Beam- 
tenapparats sicherzustellen. Ich habe es eigentlich 
noch nie erlebt, daß der Greffier hier in diesem 
Hause selber politisch tätig geworden ist. Nach un- 
serem Verständnis sollte er dies, glaube ich, auch 
nicht tun. Ich bitte also, dies sehr sorgfältig zu über- 
legen. 

Wenn aber die ganze Versammlung den höchsten 
Beamten wählt, dann ist das natürlich ein ganz 
wichtiges Indiz dafür, daß man ihm eine politische 
Funktion zuerkennt. Dies war ausschlaggebend für 
unsere Entscheidung, des Präsidential Commitee 
als Wahlkörper zu nehmen. Wenn nun aber pragma- 
tisch gesagt wird, es sei aber besser, die gesamte 
Versammlung mache dies, weil bei einer Wahl 
durch die gesamte Versammlung politische Strö- 
mungen und unter Umständen auch nationale Be- 
lange stärker zum Ausdruck kämen, dann ist dies 
im Grunde genommen für niemanden in dem Aus- 
schuß ein wirklicher Streitpunkt. Das sollte dann 
auch von der Versammlung entschieden werden. 

Ich möchte aber die italienischen Kollegen bitten, 
zu verstehen, daß ihr Änderungsantrag ja dahin 
geht, überhaupt keine Änderung der Funktionen 
des Greffier vorzunehmen, also auch keine zeitliche 
Begrenzung. Da aber ist die große, weit überwie- 
gende Mehrheit des Ausschusses der Auffassung 
gewesen, zumindest dies sollte geschehen. 

Ich mache noch einmal darauf aufmerksam: Das 
war nicht etwa ein Willkürakt des Geschäftsord- 
nungsausschusses. Wir waren nicht etwa übermütig 
und haben uns Dinge angemaßt, die uns nicht zu- 
stehen. Wir haben die Frage ganz gründlich geprüft, 
weil wir durch das Büro, durch den Präsidenten 
dazu aufgefordert waren. Und die Aktualität dieser 
Frage ist heute nach wie vor so gegeben, wie vor 
etwa zwei Jahren. 

Herr Präsident, ich bedanke mich, daß ich dies noch 
einmal vortragen konnte. 

Schulte (Unna) (SPD): Es tut mir leid; ich bin außer- 
ordentlich verärgert, Herr Präsident. Ich habe 
micht jetzt über eine Viertelstunde gemeldet, aber 
das wird offensichtlich von niemandem gesehen. 
Ich denke, der Vorsitzende des Ausschusses, in dem 
die betreffende Materie behandelt wurde, hat sogar 
einen Vorrang. 

Es tut mir leid, aber ich möchte noch einmal darauf 
hinweisen: Ich muß das auch den Mitgliedern des 
Ausschusses gegenüber verantworten. Wenn wir 
wieder einen Zeitpunkt zugeteilt bekommen, bei 
dem schon jetzt erkennbar ist, daß erneut kein Quo- 
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rum vorhanden sein wird, was morgen um 12.00 Uhr 
sicherlich der Fall ist, weil dann die ersten, bereits 
wieder zum Mittagessen gegangen sind, dann 
möchte ich sagen: Wir brechen dieses Unternehmen 
ganz ab, denn es hat keinen Sinn. 

Ich bin jedenfalls nicht bereit, dazu beizutragen, 
diese Versammlung und speziell den Geschäftsord- 
nungsausschuß lächerlich zu machen. Es ist mein 
voller Ernst. Ich muß Sie darauf hinweisen, daß die 
Stimmung in unserem Ausschuß über die Behand- 
lung, die wir erfahren, äußerst verärgert war. Wir 
sind der einzige Ausschuß, der ein Quorum braucht, 
um seine Arbeit durchführen zu können — eine 
Arbeit, die wir nicht tun, weil wir bei Geschäftsord- 
nungsänderungen einen besonderen Lustgewinn 
verspüren, sondern weil wir dieser Versammlung 
hilfreich sein wollen. 

Daß wir dazu bereit waren und dazu bereit sind, das 
haben wir hier, glaube ich, wohl bekundet. Jetzt 
erwarten wir von denen, die dafür verantwortlich 
sind, auch eine Einordnung in dieses Haus und sei- 
nen zeitlichen Ablauf, der es uns ermöglicht, zu Ent- 
scheidungen zu kommen. 

Sonst muß ich die Konsequenz daraus ziehen, den 
heute wieder übernommenen Vorsitz in diesem 
Ausschuß niederzulegen. 

Schulte (Unna) (SPD): Herr Präsident! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Dies ist ein zentraler 
Punkt unserer ganzen Veranstaltung hier. Sie ha- 
ben soeben schon vom Präsidenten gehört, worin 
sich die beiden Änderungsanträge unterscheiden. 

Erlauben Sie mir aber, noch einmal auf folgendes 
hinzuweisen. Ich habe von den Initiatoren des 
Amendments 1 also italienischen Kollegen, gehört, 
deiß ihr Begehren, ihr Petitum erfüllt ist, wenn die 
Charta so geändert wird, daß für den Greffier eine 
bestimmte Wahlzeit eingeführt wird, daß aber die 
Versammlung das Wahlgremium ist. Kolleginnen 
und Kollegen, wenn das der Fall ist, dann ist das 
identisch mit den beiden Änderungsanträgen. 

Ich mache noch einmal darauf aufmerksam, daß 
wir darüber im Ausschuß lange geredet haben, daß 
es im Ausschuß sowohl diese als auch jene Meinung 
gab, daß sich dann aber eine Mehrheit des Aus- 
schusses dafür ausgesprochen hat, das Presidential 
Committeee als Wahlgremium zu bestimmen. Das 
war aber für keinen ein Punkt, an dem die Sache 
scheitern sollte. Wir können also hier in der Abstim- 
mung kompromißbereit sein, wie es der Präsident 
soeben gesagt hat. 

Wenn wir den Änderungsantrag von Lord Hughes 
annehmen, also das Parlament, unsere Assemblee, 
als Wahlgrenuum bestimmen, dann würde ich dafür 
plädieren, den Kollegen Bianco und seine Freunde 
zu bitten, ihren Antrag zurückzuziehen, weil ja 
dann, wie ich von ihnen erfahren habe, ihr Petitum 
erfüllt ist. Dann hätten wir das Problem im Grunde 
ausgeräumt und würden hier eine sinnvolle Rege- 
lung beschließen — hoffentlich mit dem nötigen 
Quorum, Herr Präsident! 


Dienstag, 3. Juni 1986 

Tagesordnungspunkt: 

Die Reaktivierung der WEU — ihre Aufgaben, 
Struktur und Position in Europa 

(Drucksache 1058) 

Berichterstatter: Abg, Bianco (Italien) 

(Themen: Die WEU in Europa; die politische Tätig- 
keit des Rates im Jahre 1985; die zukünftige Rolle 
der Versammlung der WEU) 

Dr. Freiherr Spies von Büllesheim (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen und 
Kollegen! Dem Kollegen Bianco ist für seinen Be- 
richt sehr herzlich zu danken. Er ist zu beglückwün- 
schen, daß er uns in einer schon lange aktuellen, 
aber im letzten Jahr und vielleicht gerade in den 
letzten Monaten besonders brisant gewordenen 
Frage einen so interessanten Bericht vorgelegt 
hat. 

Dieser Bericht ist im Zusammenhang mit der Rede 
zu sehen, die gestern unser Präsident gehalten hat. 
Eine sehr kritische Rede war das gestern, eine 
kämpferische Rede. In der Darstellung des Tatbe- 
stands aber war es auch eine traurige Rede. Denn 
im Ergebnis hat unser Präsident darauf hingewie- 
sen, daß die Zusammenarbeit mit dem Rat aus sei- 
ner Sicht erstens technisch schlecht, zweitens fi- 
nanziell schlecht und schließlich auch politisch 
schlecht sei. Technisch schlecht, weil der Rat uns 
unzureichend und nicht auf den richtigen Kanälen, 
jedenfalls nicht in der erforderlichen Breite und zu 
spät informiert, wie wir an der verspäteten Vorlage 
des 31. Jahresberichts sehen können. Finanziell 
schlecht, weil wir nicht nur nicht die notwendigen 
Mittel erhalten, sondern weil uns zu dem gleichen 
Zeitpunkt, wo wir nicht einmal einen Fernschreiber 
haben, z. B. zugemutet wird, die zwangsläufig stei- 
genden Pensionslasten aus Einsparungen zu fi- 
nanzieren. Und schließlich politisch schlecht, weil 
die guten Absichten und Beschlüsse von Rom aus 
dem Herbst 1984 auch ansatzweise noch nicht ver- 
wirklicht sind. 

Außerdem hat der Präsident gestern erwähnt, daß 
er den Eindruck habe, der Rat gehe inzwischen 
sogar den Weg, die Bestimmungen des Brüsseler 
Vertrages einschränkend dahin auszulegen, daß mit 
dieser Versammlung nur ein Meinungsaustausch 
stattzufinden habe. 

Die Zusammenarbeit mit unserem Generalsekretär 
hat sich sicherlich verbessert. Es ist hocherfreulich, 
daß wir einen Brief bekommen haben und infor- 
miert worden sind über die Umorganisation in Lon- 
don, daß uns die drei neugeschaffenen Agenturen 
und ihre Aufgaben vorgestellt worden sind.. Aber, 
diese Aufgaben sind naturgemäß noch dünn. Die 
drei Agenturen sind mit Gutachten befaßt. Aber so- 
lange sie keine selbständigen Aufgaben haben, wer- 
den sie — so muß man befürchten — weiterhin 
etwas dahinschlummern. Zumindest aber hat die 
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Umorganisation den Zustand beendet, daß die Or- 
ganisationen nur alte Aufgaben zu erfüllen hatten, 
die es in Wirklichkeit nicht mehr gab. In der Ver- 
gangenheit wurde auf der einen Seite bei uns — Sie 
wissen das — eingespart, auf der anderen Seite 
wurden bei den Agenturen, die keine echten Aufga- 
ben mehr hatten, veraltete Strukturen mit den da- 
mit verbundenen Kosten aufrechterhalten. Sicher- 
lich ist die Neuorganisation, die jetzt wirksam ge- 
worden ist, das Ende dieser nicht hinnehmbaren 
früheren Gegebenheiten. Aber die neuen Agenturen 
stehen letztlich immer noch ohne konkrete Aufgabe 
in Bereitschaft und warten auf die politischen Auf- 
gaben, die der WEU hoffentlich übertragen wer- 
den. 

Der Kollege Bianco ist in seinem Bericht sehr ein- 
gehend auf die Erweiterung der WEU eingegangen. 
Natürlich stellt sich angesichts der Beitrittswün- 
sche oder Beitrittsüberlegungen anderer Staaten 
die Frage, wozu diese Staaten denn beitreten wol- 
len. Ist es der modifizierte Brüsseler Vertrag, ist es 
der alte Brüsseler Vertrag oder ist es im Sinne 
neuer Aufgaben ein nochmals zu ändernder Ver- 
trag? Es ist notwendig, daß möglichst bald auch aus 
dieser Versammlung heraus die neuen Aufgaben 
der WEU im europäischen Konzert und im Rahmen 
der europäischen Zusammenarbeit gesucht und de- 
finiert werden. 

Sollte es in diesem Zusammenhang zu einer Ände- 
rung des revidierten Brüsseler Vertrages kommen, 
ist es sicherlich auch notwendig, sich zu überlegen, 
ob die gegenwärtige Struktur richtig ist. 

Der Kollege Bianco hat in seinem Bericht darauf 
hingewiesen, daß die Versammlung auf jeden Fall 
unabhängig bleiben müsse, um den Rat kontrollie- 
ren zu können. Das ist sicher richtig. Aber ich bin 
nicht ganz der Auffassung, die bei dem Kollegen 
Bianco durchschimmert, daß die Organisation auf 
jeden Fall so bleiben muß, wie sie jetzt ist. Ich mei- 
ne, es ist durchaus zu überlegen, ob die Position 
eines politischen Generalsekretärs, der sowohl für 
den Rat als auch für die Versammlung zuständig 
ist, wie das beim Europarat der Fall ist, nicht auch 
für die WEU eine angemessene Struktur wäre. 
Diese Lösung eines politischen, zu wählenden Ge- 
neralsekretärs hätte jedenfalls den Vorteil einer 
zwangsläufig engeren Zusammenarbeit und einer 
geringeren Konfrontation zwischen dem Rat und 
dieser Versammlung. 

Herr Präsident, Sie werfen mir einen mahnenden 
Blick zu; deswegen möchte ich diesen Gesichts- 
punkt nicht weiter vertiefen. 

Abschließend möchte ich nur auf zwei Gefahren 
hinweisen, die wir im Rahmen der Bemühungen 
um eine Wiederbelebung sehen sollten. Die eine Ge- 
fahr ist, daß wir der WEU vielleicht dadurch Scha- 
den zufügen, daß wir zu lange, zu intensiv und zu 
kontrovers über die Wiederbelebung diskutieren. 
Zweitens müssen wir stets unser Verhältnis zu 
Amerika im Auge behalten. Es darf nicht dazu kom- 
men, daß wir durch die Reaktivierung der WEU zu 
einer Gegensätzlichkeit gegenüber den Vereinigten 


Staaten kommen. Eine solche Gegensätzlichkeit 
können wir uns angesichts unserer Sicherheitsin- 
teressen und unseres Sicherheitsbedarfs unter kei- 
nen Umständen leisten. 

Die Vorschläge, die der Kollege Bianco in seinem 
Bericht gemacht hat, sind hoffentlich ein wesentli- 
cher Schritt auf dem Wege einer Reaktivierung der 
WEU und dazu, zwischenzeitlich auch zu einer Ver- 
besserung des Verhältnisses zum Rat zu kommen. 
— Ich danke Ihnen. 


Gansei (SPD): Herr Präsident! Als wahrscheinlich 
letzter Redner möchte ich keine neue Kontroverse 
eröffnen. Ich möchte die Gelegenheit wahrnehmen, 
Herrn Bianco für seinen sorgfältigen und instrukti- 
ven Bericht zu danken. Als einer der Sprecher der 
Linken in diesem Hause ist es mir ein Bedürfnis zu 
sagen: Auch wenn wir mit seinen Wertungen nicht 
in jedem Satz übereinstimmen, so haben wir doch 
großen Respekt vor dem europäischen Geist, der 
darin zum Ausdruck kommt, im Interesse der euro- 
päischen Einigung und auch im Interesse der euro- 
päischen Sicherheit. 

Über die Reaktivierung der WEU wird seit langem 
diskutiert. Nur aus der Diskussion und nur aus der 
Diskussion in den Gremien der WEU wird diese 
Reaktivierung nicht kommen. Wenn wir aber die 
Ereignisse der letzten drei Jahre betrachten nach 
der Stationierung der Mittelstreckenraketen in 
Westeuropa als Reaktion auf die Aufrüstung der 
SS-20-Raketen auf sowjetischer Seite, die Diskus- 
sion über SDI, die Diskussion über eine mögliche 
Reduzierung amerikanischer Truppen in Westeuro- 
pa, die Diskussion über die Produktion neuer che- 
mischer Waffen mit dem Ziel, sie in Krisenfällen in 
Westeuropa zu stationieren, die Diskussion über die 
Problematik, welche Sicherheitsrisiken für Westeu- 
ropa durch Vorgänge out of area entstehen können, 
und auch die Diskussion über die Katastrophe von 
Tschernobyl in Westeuropa, die deutlich gemacht 
hat, daß wir in Ost und West entweder unsere Si- 
cherheit gemeinsam gewährleisten oder gemein- 
sam unter gehen werden — wenn wir diese Kette 
von Ereignissen diskutieren, so wird daraus deut- 
lich, daß Westeuropa, daß die Mitgliedstaaten der 
Westeuropäischen Union mehr tun müssen für ihre 
eigene Sicherheit gegenüber und mit dem potentiel- 
len Gegner, aber auch in Bezug mit dem tatsächli- 
chen Verbündeten. 

Ich bin überzeugt und ich befürchte, daß äußere 
Ereignisse den Prozeß der Reaktivierung der WEU 
in den nächsten Jahren vorantreiben werden. Bis 
dahin ist es wichtig, daß wir die Funktion, daß wir 
die Gremien der WEU pflegen, daß wir den Vertrag 
im Bewußtsein halten. 

Wenn in den Gremien der WEU über die Reaktivie- 
rung der WEU diskutiert wird, dann ist die WEU 
auch lebendig. Wo Leben ist, ist nicht nur Furcht. 
Da ist auch Hoffnung. 

Danke, Herr Präsident. 
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Empfehlung 432 (1986) 

betr. die Reaktivierung der WEU — ihre Aufgaben, 
Struktur und Position in Europa 

Berichterstatter: Herr Bianco 

Die Versammlung 

(i) hat das Interesse an einer Reaktivierung der 
WEU zur Kenntnis genommen, das mehrere 
europäische Mitgliedstaaten des NATO-Bünd- 
nisses gezeigt haben; 

(ii) legt Nachdruck auf die Tatsache, daß das In- 
teresse zahlreicher europäischer Mitglied- 
staaten des NATO-Bündnisses in engem Zu- 
sammenhang mit der Wirksamkeit der politi- 
schen Aktivitäten des Rates steht; 

(iii) geht davon aus, daß die Abschaffung der Li- 
sten der der Kontrolle unterliegenden Rü- 
stung und die neue Richtung, die die WEU 
infolge der Römischen Erklärung einzuschla- 
gen hat, zur Überlegung dahingehend führen 
werden, die WEU zu erweitern, sobald ihr end- 
gültige Aufgabenbereiche zugewiesen worden 
sind; 

(iv) erwägt erneut den Antrag Portugals auf Mit- 
gliedschaft in der WEU und begrüßt die Er- 
gebnisse des am 12. März 1986 in Spanien ab- 
gehaltenen Referendums; 

(v) geht davon aus, daß die Verzögerung der Vor- 
lage des 31. Jahresberichts des Rats an die 
Versammlung es unmöglich macht, rechtzei- 
tig zum ersten Teil der 32. Sitzung der Ver- 
sammlung eine entsprechende Stellung- 
nahme abzugeben; 

(vi) begrüßt die Bemühungen des amtierenden 
Ratsvorsitzenden und seines Generalsekre- 
tärs, in einen Dialog mit der Versammlung zu 
treten; 

(vii) erinnert erneut daran, daß Informationen, die 
nicht offiziell an alle Versammlungsmitglie- 
der weitergegeben werden können, auch nicht 
als Teil dieses Dialogs betrachtet werden kön- 
nen; 

(viii) stellt fest, daß viele Texte, deren Erstellung 
der Versammlung vom Rat zugesagt worden 
war, nicht übersandt worden sind und daß die 
Versammlung daher über die Aktivitäten des 
Ständigen Rats, der Arbeitsgruppen und 
Agenturen nicht ausreichend informiert ist; 

(ix) bedauert, daß die ständigen Aufgaben der 
Agenturen unangemessen und unklar formu- 
liert sind; 

(x) geht davon aus, daß die Aufgaben der Ver- 
sammlung, nämlich den Rat zu kontrollieren, 
Kritik an ihm zu üben und ihm Mißbilligung 
auszusprechen, unter diesen Umständen von 
grundlegender Bedeutung bleiben, weswegen 
die Versammlung vollkommen unabhängig 
vom Rat bleiben muß; 


Empfiehlt dem Rat 

1. die europäischen Mitgliedstaaten des NATO- 
Bündnisses über seine Aktivitäten insoweit in- 
formiert und damit verbunden zu halten, wie ihm 
dies nach dem geänderten Brüsseler Vertrag ge- 
stattet ist, insbesondere, was die Kooperation in 
Rüstungsangelegenheiten betrifft, wobei sie 
hofft, dies könnte zu einer erhöhten Rationalisie- 
rung und allgemeinen Harmonisierung in diesem 
Bereich führen; 

2. die Folgen des möglichen Beitritts Spaniens und 
Portugals zur WEU zu untersuchen, daraufhin 
Portugals Antrag unverzüglich positiv zu be- 
scheiden und Spanien vorzuschlagen, dem geän- 
derten Brüsseler Vertrag beizutreten; 

3. sicherzustellen, daß die Versammlung regelmä- 
ßig über alle Aktivitäten des Rates informiert 
wird, und zwar so häufig und frühzeitig, daß ein 
fruchtbarer Dialog zwischen den beiden Organen 
der WEU möglich wird; 

4. die Informationen, die der Rat, sein amtierender 
Vorsitzender oder sein Generalsekretär der Ver- 
sammlung übermitteln, in der Form vorzulegen, 
daß sie an alle Mitglieder der Versammlung wei- 
tergegeben werden können; 

5. es der Versammlung während angemessener 
Zeiträume zu gestatten, von den Untersuchungen 
der Agenturen und Arbeitsgruppen zu profitie- 
ren, nachdem alle unter Geheimschutz gestellten 
Informationen daraus entfernt worden sind; 

6. sicherzustellen, daß den Agenturen zusätzlich zu 
den vom Rat geforderten gemeinsamen Untersu- 
chungen eigene ständige Aufgaben übertragen 
werden, zu deren Durchführung ihnen echte 
Handlungsfreiheit gewährt wird; 

7. unter anderem die Agentur II anzuweisen, ein 
europäisches Institut für Untersuchungen über 
fortschrittliche Verteidigung einzurichten; diese 
Aufgaben werden dann vom Rat in Übereinstim- 
mung mit Absatz 5 (b) der Empfehlung 429 fest- 
gelegt worden sein. 


Tagesordnungspunkt: 

Abrüstung — 

Antwort auf den 31. Jahresbericht 
des Rates 

(Drucksache 1059) 

Berichterstatter: Abg. Amadei (Italien) 


(Themen: die Agentur für Rüstungskontrolle; inter- 
nationale Rüstung skontrollverhandlungen; der 
Ständige Rüstungsausschuß) 

Berger (Lahnstein) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Ich möchte eine Vorbemerkung zum Sinn und 
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Zweck von Rüstungskontrolle machen. Vorausset- 
zung der Rüstungskontrolle und der Abrüstung ist 
die gesicherte Verteidigungsfähigkeit der an die- 
sem Prozeß beteiligten Staaten. Ihr Ziel ist Sicher- 
heit, mehr Sicherheit durch strategische Stabilität 
mit weniger Waffen. Wer wirkliche Abrüstung will, 
sollte dies nie aus den Augen verlieren. Rüstungs- 
kontrolle sollte daher zur Begrenzung der Rü- 
stungsprozesse, zur Reduzierung bestehender Waf- 
fenpotentiale bei Modernisierungsmaßnahmen, zu 
stabilisierenden, d. h. weniger offensiven als defen- 
siven Systemen und schließlich zur Vermeidung 
von Mißverständnissen und Fehleinschätzungen 
beitragen. Die Grenzen zu vertrauensbildenden 
Maßnahmen als Ausdruck der gleichen Entspan- 
nungspolitik sind dabei fließend. Lassen Sie mich 
darauf hinweisen, daß Verträge die Instrumente ei- 
ner solchen Politik sind, nicht ihre Seele, wie ich 
das in aller Kürze sagen möchte. 

Nun ist unübersehbar, daß in den letzten Monaten 
neue Bewegung in die Rüstungskontrollpolitik ge- 
kommen ist. Es zeichnen sich mögliche tiefgrei- 
fende Änderungen ab. Der Genfer Gipfel, die Vor- 
schläge des sowjetischen Generalsekretärs, die 
westliche Antwort darauf, die im Bündnis abge- 
stimmt war, alles dies sind Schritte der Bewegung, 
von der ich gesprochen habe. Dies ist auch ein Er- 
folg westlicher Festigkeit im Bündnis, das weder 
ein sowjetisches Monopol bei atomaren Mittelstrek- 
kenwaffen in Europa hingenommen noch seine Be- 
mühungen um Abrüstung und Rüstungskontrolle 
für diese Waffen auf gegeben hat. 

Die Sowjetunion hat seit dem Nachrüstungsbe- 
schluß des Deutschen Bundestages vom 22. Novem- 
ber 1983 in wichtigen Bereichen ihre Politik revi- 
diert, um aus der Sackgasse zu kommen, in die sie 
sich im Vertrauen auf die sogenannte Friedensbe- 
wegung manövriert hatte. Die Sowjetunion ist ohne 
Vorbedingungen an den Verhandlungstisch zurück- 
gekehrt. Mit seinem Abrüstungsvorschlag vom 
15. Januar dieses Jahres hat der sowjetische Gene- 
ralsekretär Gorbatschow eine Antwort gegeben auf 
bereits vorliegende westliche Abrüstungsvorschlä- 
ge. Sie enthält, wie ich meine, konstruktive, aber 
auch für die Sicherheit des Westens problematische 
Elemente. Der westliche Gegenvorschlag vom Fe- 
bruar dieses Jahres greift die konstruktiven Ele- 
mente auf und führt sie im Sinne einer ausgewoge- 
nen und nachprüfbaren Rüstungsbegrenzung und 
Abrüstung mit dem Ziel einer stabilen Sicherheit 
konsequent weiter. 

Der sowjetische Generalsekretär hat, wie wir wis- 
sen, am 15. Januar die Null-Lösung bei den Mittel- 
streckenraketen angeboten. Er will diese aber nur 
bei den europäischen, nicht bei den asiatischen Mit- 
telstreckensystemen akzeptieren. Auch die Mittel- 
streckenraketen kürzerer Reichweite will er erst in 
einer späteren Abrüstungsphase begrenzen. Das ist, 
wie ich meine, für die Sicherheit Westeuropas unan- 
nehmbar. 


Der westliche Abrüstungsvorschlag berücksichtigt 
dagegen, daß die Mittelstreckensysteme größerer 
und kürzerer Reichweite in Ost und West in gegen- 
seitiger Wechselwirkung gewachsene Potentiale 
sind und von uns auch als solche im Zusammen- 
hang gesehen uznd verhandelt werden müssen. 
Deshalb sollen bis Ende 1989 weltweit alle Mittel- 
streckenraketen größerer Reichweite beseitigt und 
zugleich die Mittelstreckenraketen kürzerer Reich- 
weite ausgewogen und nachprüfbar begrenzt wer- 
den. Die Begrenzung dieser Systeme kürzerer 
Reichweite ist unabdingbar, weil sonst durch die 
sowjetische Überlegenheit von fast 7 : 1 in diesem 
Bereich die Null-Lösung bei den Mittelstreckenra- 
keten größerer Reichweite unterlaufen und damit 
die sowjetische Bedrohung, insbesondere für unser 
Land, nicht verringert, sondern nur verändert 
würde. 

Die Einbeziehung der asiatischen Systeme größerer 
Reichweite ist notwendig, weil diese Systeme mobil 
sind und daher kurzfristig nach Westen verlegt wer- 
den könnten. Außerdem kann Europa seinem Si- 
cherheitspartner Japan und anderen asiatischen 
Ländern, wie ich meine, nicht zumuten, zu einer 
Region verminderter Sicherheit zu werden. 

Wegen der Kürze der Zeit kann ich leider nicht zu 
allen anderen wichtigen Feldern der Abrüstung et- 
was sagen. Lassen Sie mich abschließend aber noch 
sagen, Herr Präsident, daß die nukleare Abrüstung 
zwar jahrelang im Mittelpunkt unserer Debatten 
gestanden hat, daß aber für mehr Stabilität und 
mehr Sicherheit in Europa — miteinander ver- 
schränkt — auch die konventionelle Abrüstung und 
die Herstellung eines konventionellen Gleichge- 
wichts gefordert werden müssen. Denn Europa ist 
in erster Linie durch die konventionelle Überlegen- 
heit der Sowjetmacht bedroht. Wir dürfen diesen 
Zusammenhang nicht aufgeben. 

Lassen Sie mich einen letzten Satz sagen zu einer 
wichtigen Konferenz und zu einem wichtigen Pro- 
zeß, der zur Zeit, wie ich meine, ein Stück auf Spitz 
und Knopf steht, nämlich die Stockholmer Abrü- 
stungskonferenz. Wir hatten letzte Woche in Bonn 
die IPU-Tagung, unter anderem auch zu diesem 
Punkt. Ich habe dabei als Mitglied des Redaktions- 
komitees den Eindruck gewonnen, daß die sowjeti- 
schen Vertreter alles darangesetzt haben, um im 
Bereich der großen Abrüstungsthemen die Dekla- 
mation sehr stark herauszustellen, daß sie aber in 
den Formulierungen überall versucht haben, hinter 
die Texte von Madrid zurückzukehren, und daß sie 
insbesondere gedrängt werden müßten — auch von 
dieser Versammlung hier — , einzusehen, daß das 
Wesensmerkmal künftiger Abrüstungserfolge jetzt 
ein Erfolg in Stockholm ist, bei dem es gelingt, we- 
nigstens für die so bescheidenen vertrauensbilden- 
den Maßnahmen konkrete Abreden zu treffen. 
Wenn dies nicht gelänge, und zwar vor der Wiener 
Folgekonferenz, dann brauchten wir uns weitere 
Hoffnungen auf allzu viele Erfolge nicht zu machen. 
— Vielen Dank, Herr Präsident. 
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Tagesordnungspunkt: 

31. Jahresbericht des Rates der WEU 

(Drucksache 1061) 

Berichterstatter: Außenminister Giulio Andreotti, 
amtierender Vorsitzender des Rates der WEU 
(Italien) 

(Themen: Die Rolle der WEU im Rahmen des atlan- 
tischen Bündnisses; SDI-Forschung; Abschaffung 
der chemischen Waffen; ABM; die Wiederbelebung 
der WEU; halbjährliche Berichterstattung des Rates 
an die Versammlung; Treffen des Rates mit Aus- 
schüssen der Versammlung; Erweiterung der WEU) 

Antretter (SPD): Herr Präsident, ich möchte über die 
Informationen hinaus, die Sie uns gegeben haben, 
eine Frage an Sie richten, die im Zusammenhang 
mit der Erklärung von Rom vom 27. Oktober 1984 
steht. 

Seinerzeit wurden als fünf wichtige Bereiche der 
Kooperation genannt: die Verteidigungsfragen, die 
Rüstungskontrolle und Abrüstung, Auswirkungen 
der Ost-West-Beziehungen auf die Sicherheit Euro- 
pas, Europas Beitrag zur Stärkung des Atlantischen 
Bündnisses sowie politischer Impuls der WEU auf 
die europäische Zusammenarbeit im Rüstungsbe- 
reich. 

Meine Frage an Sie, Herr Präsident: In welchen der 
in der Erklärung von Rom genannten Bereichen ist 
es bisher gelungen, zu gemeinsamen Positionen der 
Mitgliedstaaten der WEU zu kommen, und in wel- 
chen dieser Bereiche hat die WEU konkrete politi- 
sche Initiativen und Impulse nach außen gegeben? 

Vielen Dank. 

Außenminister Andreotti bezeichnet als wichtigste 
Bereiche der Arbeit in der WEU die Stärkung des 
europäischen Beitrags zum Ost-West-Dialog sowie 
die Abstimmung in der SDI-Problematik durch Ein- 
setzung der ad-hoc-Studiengruppe. 

Prof. Dr. Soell (SPD): Herr Präsident, ermutigt durch 
Ihre sehr interessanten und auch einleuchtenden 
Bemerkungen über das Engagement des Rates zum 
Thema Rüstungskontrolle und Abrüstung möchte 
ich Sie fragen, inwieweit sich der Rat in den letzten 
Monaten eigene Positionen zu den sowjetischen Ab- 
rüstungsvorschlägen vom Januar dieses Jahres ge- 
schciffen hat und in welchem Umfang diese Position 
in die Formulierung der westlichen Haltung insge- 
samt eingegangen sind. 

Ist der Rat bereit, auch die Vorschläge, die die So- 
wjetunion im Bereich der Reduzierung konventio- 
neller Truppen für das Ende dieses Monats ange- 
kündigt hat, im Detail zu erörtern und eigene Posi- 
tionen zu formulieren? Die Länder der Westeuro- 
päischen Union sind ja gerade in dieser Frage be- 
sonders engagiert und interessiert. 

Außenminister Andreotti antwortet, eigene Vor- 
schläge müßten offiziell am Verhandlungstisch und 
nicht in Diskussionen oder in der Presse vorgelegt 
werden Grundsätzlich müsse auch der vorange- 
hende konzertierende Prozeß vertraulich bleiben 


Ansprache des belgischen Außenministers 
Leo Tindemans 

(Themen: Der Prozeß der Wiederbelebung der WEU; 
der politische Standort der WEU und ihre Aufgabe; 
Hindernisse des Wiederbelebungsprozesses) 

Gansei (SPD): Herr Minister, wir wissen, welche 
Verdienste Sie bei der organisatorischen Wiederer- 
weckung der WEU haben, und wir sind Ihnen dafür 
dankbar. Aber eine politische Bedeutung wird die 
WEU erst dann erhalten können, wenn es möglich 
ist, daß die Westeuropäer wenigstens einmal ge- 
meinsam ihr Sicherheitsinteresse formulieren kön- 
nen. 

Sie haben auf die Dissonanzen hingewiesen, die es 
in Westeuropa im Zusammenhang mit dem NATO- 
Doppelbeschluß gab. Wir haben uns bei SDI be- 
schwert, daß die Amerikaner die Europäer vor voll- 
endete Tatsachen gestellt haben. Im Hinblick auf 
die Produktion neuer chemischer Waffen hat der 
amerikanische Kongreß die Bewilligung von Gel- 
dern von einem Votum der westeuropäischen Ver- 
bündeten abhängig gemacht. Warum war es nicht 
möglich, daß Westeuropa wenigstens in diesem Fall 
eine gemeinsame Antwort geben konnte? War nicht 
gerade in diesem Fall die WEU besonders gefordert, 
weil nur auf dem Gebiet ihrer Mitgliedstaaten La- 
gerung und Einsatz solcher chemischer Waffen in 
Frage kommen? 

Wie, Herr Minister, kann man den Verdacht ent- 
kräften, der gelegentlich dahin gehend geäußert 
wird, daß sich die europäischen NATO-Partner der 
USA bei den chemischen Waffen so abgestimmt 
hätten, daß diejenigen, bei denen keine chemischen 
Waffen in Krisenfällen gelagert werden sollen, ihre 
Bedenken zu Protokoll geben und diejenigen, bei 
denen sie gelagert werden sollen, schweigen sollten. 
Dieser Verdacht einer stillschweigend abgestimm- 
ten Position, die es vermieden hat, das eigentliche 
Westeuropäische Interesse zu formulieren, obwohl 
uns die Amerikaner dazu aufgefordert haben, scha- 
det der westeuropäischen Sache sehr. 

Ich weiß, daß sie als Minister nicht für die ganze 
WEU verantwortlich sind, aber einem Europäer wie 
Ihnen möchte ich doch diese Frage stellen. 

Außenminister Tindemans erklärt, Europa sei nie- 
mals in der Lage, allein eine überzeugende Vertei- 
digung zu organisieren Die Sicherheit Europas be- 
ruhe auf dem atlantischen Bündnis, dessen euro- 
päischer Pfeiler gestärkt werden müsse. Auch er be- 
dauere, daß es in der SDI-Frage nicht zu einer ge- 
meinsamen europäischen Haltung gekommen sei; 
immerhin habe man sich auf eine „koordinierte Re- 
aktion“ auf der Grundlage des ABM-Vertrages ver- 
ständigen können Hinsichtlich der chemischen 
Waffen handele es sich um ein technisches Problem 
im Rahmen der integrierten Militärorganisation 
Darüber müsse gesprochen werden Es eocistierten 
jedoch keine Geheimabkommen über die chemi- 
schen Waffen Die Frage werde gegenwärtig im ita- 
lienischen und im belgischen Parlament verhan- 
delt 
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Antretter (SPD): Herr Minister, ich stelle eine weni- 
ger diplomatische Frage; aber vielleicht erheischt 
sie eine diplomatische Antwort. 

In großer Wertschätzung Ihres erfolgreichen euro- 
papolitischen Wirkens wollte ich Sie fragen, ob Sie 
die Auffassung teilen, daß die WEU — wie es Zif- 
fer 1 des Kommuniques von Venedig sagt — ledig- 
lich ein Forum ist, in dem die betreffenden Regie- 
rungen die spezifisch europäischen Sicherheits- 
probleme erörtern können, oder ob Sie der Auffas- 
sung näherstehen, die etwa der Bundesminister des 
Auswärtigen der Bundesrepublik Deutschland im 
Mai 1985 vor der WEU wie folgt zum Ausdruck 
gebracht hat. Herr Genscher sagte: „Der Minister- 
rat muß sich mutig allen aktuellen sicherheitspoliti- 
schen Problemen der Gegenwart stellen, wie er dies 
erfolgreich in Bonn getan hat. In der Zukunft müs- 
sen unsere Standpunkte“ — so fuhr Herr Genscher 
fort — „zu sicherheitspolitischen Fragen nicht nur 
koordiniert werden. Wir müssen vielmehr gemein- 
same europäische Positionen erarbeiten.“ 

In seiner Antwort beschreibt Außenminister linde- 
mans die WEU als eine Institution in der Entwick- 
lung. Der von Minister Genscher bezeichnete Ideal- 
zustandy zu dem auch er selbst sich bekenne, dürfe 
nicht im Sinne einer Blockbildung im Innern des 
atlantischen Bündnisses verstanden werden. 

Dr. Rumpf (FDP): Herr Minister Tindemans, die So- 
wjetunion hat kürzlich Großbritannien bilaterale 
Verhandlungen zur Reduktion der Mittelstrecken- 
raketen angeboten. Wahrscheinlich wird ein ähnli- 
ches Angebot irgendwann an Frankreich ergehen. 
Halten Sie solche bilateralen Verhandlungen eher 
für förderlich oder eher für hinderlich, wenn es 
darum geht, hier die gemeinsame Stimme Europas 
stärker zu betonen, bzw. eher für förderlich oder 
eher für hinderlich für die Westeuropäische Union? 

Außenminister Tindemans erinnert daran, daß die 
Vereinigten Staaten bei den Genfer Verhandlungen 
bisher nicht autorisiert waren, im Namen 
Frankreichs oder des Vereinigten Königreichs über 
deren Nuklearpotentiale zu sprechen. Er persönlich 
sehe nichts dagegen einzuwenden, daß schließlich 
über diesen Gegenstand bilaterale Verhandlungen 
stattfänden. 

Dr. Freiherr Spies von Büllesheim (CDU/CSU): Herr 
Minister, zur Frage der Erweiterung der WEU gibt 
es, vereinfacht ausgedrückt, zwei Meinungen. Die 
einen sagen: Weitere Staaten erst dann einladen, 
wenn wir unser eigenes Haus in Ordnung gebracht 
haben, wenn wir unsere Ziele neu definiert haben, 
wenn wir eine Aufgabe haben und wenn wir viel- 
leicht unsere Struktur und den Brüsseler Vertrag 
geändert haben. Dann gibt es andere, die sagen: 
Nein, jetzt schon einladen und auf nehmen, wenn 
jemand will, auf der Grundlage des modifizierten 
Brüsseler Vertrages; dann lösen sich auch diese 
Fragen besser. Wohin würden Sie tendieren? — 
Eine sehr konkrete Antwort werden Sie ja vermut- 
lich nicht geben können. 

Außenminister Tindemans erwidert, nach seiner 
Ansicht müsse ein neues Mitglied der WEU sowohl 


dem Nordatlantischen Bündnis als auch der Euro- 
päischen Gemeinschaft angehören. Eine Antwort 
im positiven oder negativen Sinne dürfte jedoch 
nicht zu lange hinausgezögert werden. 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache der britischen Staatsministerin 
für Auswärtiges und Commonwealth- 
Angelegenheiten, Baroness Young 


(Themen: Die Aussichten der Rüstungskontrolle; die 
gegenwärtige und die zukünftige Rolle der WEU) 

Prof. Dr. Soell (SPD): Frau Staatsminister, ich 
knüpfe an den I^nkt Ihrer Rede an, in dem Sie 
etwas über die sowjetischen Vorschläge vom Ja- 
nuar 1986 gesagt haben. Ich wollte Sie fragen, ob die 
britische Regierung über die diplomatischen Instru- 
mente, die zu ihrer Verfügung stehen, einmal ver- 
sucht hat, auszuloten, was die Sowjetunion mit dem 
Begriff der Modernisierung der britischen bzw. 
französischen Nuklearwaffen meint: ob sie damit 
eine quantitative Ausweitung oder eben eine quali- 
tative Modernisierung meint. 

Der zweite Teil der Frage bezieht sich darauf, ob die 
britische Regierung eine solche nähere Klärung 
dieser Frage allein den Genfer Gesprächen über- 
läßt, sich also nicht selbst Gewißheit in direkten 
Gesprächen — nicht Verhandlungen — mit der So- 
wjetunion verschafft. 

Staatsministerin Baroness Young erklärt, die Posi- 
tion der britischen Regierung in der Frage ihrer 
eigenen strategischen Abschreckungswaffen sei der 
Sowjetunion wohlbekannt. Sollte es nach Verhand- 
lungen zwischen den USA und der Sowjetunion er- 
forderlich sein, würde Großbritannien seine Hal- 
tung neu überdenken. 

Antretter (SPD): Verehrte Frau Staats minister. Sie 
haben auch die Nachrüstung angesprochen. Ich er- 
innere mich: Wir haben seinerzeit hier in diesem 
Hause sehr eingehend über die Nachrüstung ge- 
sprochen. Die Mehrheit hat sie befürwortet. Teile 
der Linken haben seinerzeit auf das Angebot der 
UdSSR verwiesen, alle SS 20 bis auf die Zahl der in 
England und Frankreich dislozierten Mittelstrek- 
kenraketen verifizierbar zu verschrotten. 

Die Argumente, die wir hörten, lauteten, die Russen 
verstünden nur die Sprache der Stärke. 

Die Waffen wurden disloziert. Sie stehen nun aus- 
schließlich in der Bundesrepublik Deutschland. In 
meinem Wahlkreis, in Schwäbisch-Gmünd, ist das 
Oberkommando der Pershings. Das Ergebnis, das 
diejenigen erwartet hatten, die es befürworteten, ist 
nicht eingetreten. Es wurden keine SS 20 abgebaut. 
Im Gegenteil: Es kamen SS 22 und SS 23 hinzu. Ich 
glaube, die UdSSR hat jetzt ein deutlicheres Über- 
gewicht im Mittelstreckenbereich als ehedem. Das 
Ungleichgewicht hat sich zuungunsten des Westens 
verschoben. 
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Ich möchte Sie, verehrte Frau Minister, vor dem 
Hintergrund dieser Feststellungen fragen, ob wir 
nun neuerlich „nachrüsten“ sollen oder ob wir uns 
einen Punkt vor stellen können, an dem es sich der 
Westen erlauben könnte, einmal einen Schritt in die 
andere Richtung — der Rüstungsbegrenzung vorab 
— zu tun. 

Vielen Dank im voraus. 

Staatsministerin Baroness Young antworte ty nach 
wie vor trete ihre Regierung für eine substantielle 
Verringerung der nuklearen Mittelstreckenwaffen 
auf beiden Seiten ein, wie sie auch seinerzeit die 
Null-Lösung der USA befürwortet habe. 


Mittwoch, 4. Juni 1986 

Tagesordnungspunkt: 

Die europäische Sicherheit 
und der Mittelmeerraum 

(Drucksache 1060) 

Berichterstatter: Abg. Kittelmann 
(Bundesrepublik Deutschland) 

(Themen: die Sowjetunion und der Mittelmeerraum; 
die mittelmeerischen NATO-Länder; blockfreie Mit- 
telmeerländer) 

Kittelmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Ich darf mich zunächst, Herr Prä- 
sident, herzlich für Ihre Glückwünsche bedanken. 
Ich hoffe auf eine sehr gute Zusammenarbeit. 

Meine Damen und Herren, der Verteidigungsaus- 
schuß hat in der Vergangenheit in regelmäßigen 
Abständen über die Sicherheitslage im Mittelmeer- 
raum berichtet. Ich darf auf die drei letzten Be- 
richte aufmerksam machen: von Herrn Bozzi im 
Mai 1981, von Herrn Grant im Mai 1978 und von 
Herrn Buck im Mai und im Juni 1976. Der jüngste 
Bericht stammt von Sir Dudley Smith vom Mai 
1984. Er beschäftigte sich im wesentlichen mit dem 
westlichen Mittelmeerraum und der Position 
Spaniens in der NATO. 

Wir haben in unserem Bericht die Situation 
Spaniens nochmals aufgegriffen, weil wir die er- 
freuliche Tatsache des positiven Referendums in 
Spanien und damit die Bestätigung der Mitglied- 
schaft Spaniens in der NATO für wesentlich hiel- 
ten. 

Ich glaube, es ist auch in Ihrem Interesse, wenn ich 
versuche, mich einleitend kurz zu fassen. 

Die Sicherheit des Atlantischen Bündnisses beruht, 
wie wir wissen, auf dem Prinzip der politischen und 
strategischen Einheit der NATO-Mitgliedsstaaten 
und der wirksamen Wechselbeziehung ihres gesam- 
ten Militärapparats. Es bleibt dabei nicht aus, daß 
immer ersichtlicher wird, daß es dringend notwen- 


dig ist, die Südflanke der NATO nicht länger als 
peripher zu betrachten. Deshalb bemüht sich dieser 
Bericht aufzuzeigen, wo die Gefahren und die kriti- 
schen Punkte liegen, um eine größere Aufmerksam- 
keit der gesamten Allianz für die Südflanke zu er- 
zielen. 

Wir haben in der Zusammenfassung klargemacht, 
daß sich die Notwendigkeit einer verstärkten Auf- 
merksamkeit aus mehreren Punkten ergibt, und 
zwar zum einen aus der Gefahr einer möglichen 
Einkreisung der Allianz sowie aus lokalen Konflikt- 
herden. Des weiteren sind in diesem Zusammen- 
hang die erhöhten Verteidigungsanforderungen zu 
nennen. Die militärische Ausrüstung einiger NATO- 
Mitgliedsländer ist in einigen Fällen — ich darf es 
höflich formulieren — nach wie vor unzureichend. 
Einige Länder im südlichen Bereich haben dagegen 
allerdings eine geographisch sehr herausgehobene 
Position. 

Die wirtschaftliche Schwäche einiger NATO-Län- 
der in diesem Gebiet ist evident. Der sehr wichtige 
Beitrag der Staaten an der Südflanke zur Verteidi- 
gung und zur Entspannungspolitik ist ein Bereich, 
der nicht unterschätzt werden darf. 

Meine Damen und Herren, Sie werden sehen, daß 
sich unser Bericht sehr ausführlich mit der Situa- 
tion in den einzelnen Ländern und vor allen Dingen 
mit den Versuchen der Sowjetunion, ihren Einfluß 
in diesem Gebiet zu erweitern, beschäftigt. Lassen 
Sie mich ganz allgemein zur Situation der Sowjet- 
union sagen: Wir können befriedigt feststellen, daß 
eine militärische Gefährdung durch die Sowjet- 
union in den letzten Jahren nicht unmittelbar zuge- 
nommen hat. Der Schwerpunkt der gesamten Be- 
mühungen der Sowjetunion liegt darin, ihren politi- 
schen Einfluß dadurch zu erhöhen, daß sie Schwä- 
chepunkte, die sich in diesem Bereich bei einzelnen 
Ländern ergeben, durch Hilfsangebote auszunutzen 
versucht. 

Ich darf umgekehrt sagen: Je weniger wir uns um 
die Schwächepunkte in dieser Region kümmern, de- 
sto stärker wird der Versuch der Sowjetunion sein, 
dort Einfluß zu gewinnen. 

Wir haben die Problematik Libyens und des Terro- 
rismus aus dem Bericht herausgelassen, weil dies 
schwerpunktmäßig der morgigen Diskussion über 
den Terrorismusbericht von Herrn van der Werff, 
zu dem der Verteidigungsausschuß heute einen Zu- 
satz beschlossen hat, überlassen bleibt. 

Die Sowjetunion hält sich selbst weiter für eine 
Mittelmeermacht. Ihre Politik zielt darauf ab, die 
westlichen Einflüsse zu neutralisieren, im besonde- 
ren den Einfluß der Vereinigten Staaten. Es geht 
ihr, wie ich schon sagte, darum, ihren eigenen Ein- 
fluß zu verstärken. 

In der Zusammenfassung haben wir im einzelnen 
auf geführt, daß die Präsenz der Sowjetunion auf 
See als Machtfaktor in diesem Raum doch immer 
noch erheblich ist, daß versucht wird, den sowjeti- 
schen Einfluß auf die arabischen Staaten zu ver- 
stärken und daß die Sowjetunion immer mehr da- 
bei ist, sich als Schutzmacht darzustellen. 
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Die Sowjetunion bemüht sich, vor allen Dingen für 
die Anliegerstaaten nachzuweisen, daß das Mittel- 
meer nicht länger eine exklusive Domäne des We- 
stens ist und daß es für die Sowjetunion legitim ist, 
sich als Macht im Mittelmeerraum zu betrachten. 
Aus diesem Grunde wird versucht, die Aktivitäten 
der amerikanischen Sechsten Flotte in Friedenszei- 
ten zu überwachen und deren Manöverfreiheit zu 
beschneiden, um ihr eine Intervention in Krisenzei- 
ten unmöglich zu machen und das Risiko von Aktio- 
nen gegen Länder, die der Sowjetunion gegenüber 
freundlich gesonnen sind, zu erhöhen. 

Militärisch wird weiterhin versucht, im Falle eines 
Konflikts eine rasche Offensive gegen Einheiten 
der Sechsten Flotte starten zu können. 

Meine Damen und Herren, unsere Besuche in der 
Türkei und in Griechenland haben gezeigt, wie not- 
wendig es ist, die beiden NATO-Verbündeten ein- 
dringlich zu bitten, ihre Probleme, die sie miteinan- 
der haben, so schnell wie möglich, so konstruktiv 
wie möglich und so langfristig friedensfördernd in 
dieser Region wie möglich miteinander zu regeln. 

Mein Besuch in Zypern, bei dem ich sowohl in 
Nord- als auch in Südzypern Gelegenheit hatte, mit 
allen Verantwortlichen Gespräche zu führen, hat 
aufgezeigt, daß ein für die Weltöffentlichkeit bei- 
nahe vergessener Konflikt auf einer kleinen Insel, 
in einem geteilten Land doch erhebliche Probleme 
für die dort lebenden Menschen mit sich bringt. 

Ich muß sagen: As Berliner hat es mich besonders 
betroffen gemacht, unmittelbar zu erleben, daß eine 
weitere Hauptstadt geteilt ist; darüber hinaus eine 
Hauptstadt, die nicht auf Grund ideologischer 
Schwierigkeiten zwischen zwei verschiedenen Ge- 
sellschaftsordnungen geteilt ist, sondern auf Grund 
einer lösbaren Konfliktsituation. 

Deshalb haben wir in einer unserer Empfehlungen 
zum Ausdruck gebracht, daß wir hoffen, daß die 
UNO-Initiative bezüglich dieses Gebiets Erfolg hat. 
Auf der anderen Seite wissen wir, daß der Erfolg 
nicht nur davon abhängig ist, was die Zyprioten 
selbst für richtig halten, sondern daß eine Aufforde- 
rung an Griechenland und die Türkei nützlich ist, 
sich besonders um diese Problemzone zu kümmern 
und auch hier langfristige Lösungen zu finden, die 
einer Allianz, in der wir uns alle gemeinsam befin- 
den, würdig ist. 

Wer sich in diesem Bereich, im Mittelmeerraum, die 
sozialen und wirtschaftlichen Probleme ansieht, 
weiß, daß es der Solidarität aller bedarf, um den 
Anliegern des Mittelmeerraums zu helfen, vor allen 
Dingen den Ländern, die Mitglied der Alianz sind. 
Ich denke hier besonders an die Türkei, die wohl 
auf Grund ihrer geographisch exponierten Lage die 
Hauptlast an der Südflanke zu tragen hat. Sie be- 
darf als ein relativ armes Land, das sich in der Ent- 
wicklung befindet, unserer besonderen Unterstüt- 
zung. 

Es bedarf auch der Hilfe für die Länder des Nahen 
Ostens, die sich in einem wirtschaftlichen und so- 
zialen Existenzkampf befinden, der die innere Si- 
tuation beeinträchtigen kann. 


Ich habe mich sehr gefreut, daß wir eine große 
Initiative der Vereinten Nationen gegen den Hun- 
ger in Arika haben. Ich glaube, daß gerade dieser 
Kontinent durch seine sehr negative Entwicklung 
beweist, wohin es führen kann, wenn man Proble- 
me, die man seit langem kennt, deren Entwicklung 
vorhersehbar war, vernachlässigt, wegschiebt, und 
erst dann Aarmmaßnahmen ergreift, wenn es 
schon außerordentlich spät — einige behaupten: zu 
spät — ist. 

Um so wichtiger ist es, daß wir den Appell, den viele 
Verantwortliche in den letzten Monaten und Jahren 
vor der Öffentlickleit erhoben haben, nämlich in der 
Mittelmeerregion Rücksicht auf die sozialen und 
wirtschaftlichen Probleme zu nehmen, die unserer 
Hilfe bedürfen, befolgen. 

Jede Anfälligkeit für Terrorismus, Fundamentalis- 
mus und Radikalismus jeder Art findet letztlich 
ihre Wurzel in Armut, Hoffnungslosigkeit und A- 
leingelassenwerden. Die Chance der Sowjetunion 
liegt darin, diese Schwäche auszunutzen, und unser 
Verschulden kann darin liegen, die Erkenntnis die 
wir ja nicht erst seit heute haben, nicht in Taten 
umzusetzen. 

Die Region des Nahen Ostens muß Schwerpunkt 
unserer kritischen Beobachtung bleiben. Die Mit- 
gliedsländer müssen allerdings auch mit Sorge zur 
Kenntnis nehmen, daß bezüglich der konkreten 
Hilfsmaßnahmen wenig geschehen ist. Wir sollten 
uns nicht darüber hinwegtäuschen, daß der ara- 
bisch-israelische Konflikt jederzeit neue dramati- 
sche Entwicklungen mit sich bringen kann, wenn 
wir nicht die dem Westen gegenüber positiv einge- 
stellten Länder unterstützen. 

Wir haben deshalb in unseren Empfehlungen be- 
treffs Ägypten appelliert, diesem Land besondere 
Aufmerksamkeit zu schenken. 

Ich bin sicher, meine Damen und Herren, daß der 
Bericht, den wir erstellt haben — ich bedanke mich 
bei vielen Mitgliedern des Verteidigungsausschus- 
ses für die Unterstützung — , ein Beitrag für den 
Rat sein kann und sein wird, die Schwerpunktpro- 
bleme in dieser Region, die auf der Hand liegen, 
durch positive Handlungen zu lösen. Es liegt an uns, 
der Westeuropäischen Union, unseren Freunden in 
dieser Region — sei es in der Alianz, sei es außer- 
halb der Allianz — mehr Verständnis für ihre Pro- 
bleme entgegenzubringen. Wir wissen nämlich, daß 
sie großes Verständnis auch für unsere Probleme 
haben. Diese Solidarität, deren Auswirkungen wir 
im einzelnen in diesem Bericht darzustellen ver- 
sucht haben, muß spürbarer sein als in der Vergan- 
genheit. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine ver- 
ehrten Kollegen! Zunächst möchte ich dem Kolle- 
gen Kittelmann nicht nur zu seinem Bericht gratu- 
lieren, den er uns hier erstattet hat, sondern vor 
allem auch zu seiner Wahl als Vorsitzender des Ver- 
teidigungsausschusses. Er hat eine gute Einstiegs- 
möglichkeit als Vorsitzender, indem er heute zu- 
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gleich Berichterstatter ist und sozusagen alles in 
einer Hand liegt. Das ist für einen Vorsitzenden 
immer eine gute Startmöglichkeit. 

Nun zu seinem Bericht. Meine Damen und Herren, 
lange bevor die Vereinigten Staaten gegründet wa- 
ren, es also nach der heutigen Version der Sowjet- 
union gar keinen amerikanischen Imperialismus 
geben konnte, bestand bereits großes Interesse 
Rußlands am Mittelmeerraum. Schon im 18. Jahr- 
hundert war das Geschwader des Fürsten Orlow im 
Rahmen der Kriege mit den Türken im Mittelmeer- 
raum tätig. 

Es war immer ein Ziel russischer Politik, nicht nur 
die Meerengen zu beherrschen, sondern überhaupt 
im Mittelmeerraum großen Einfluß zu gewinnen. 
Dies wurde besonders deutlich am Ende des Zwei- 
ten Weltkrieges, als die Sowjetunion unmittelbar 
nach dessen Ende gegenüber der Türkei ein Ultima- 
tum stellte, obwohl die Türkei noch in den letzten 
Monaten des Krieges an der Seite der Alliierten in 
den Krieg eingetreten war. 

Die Sowjetunion forderte eine Neuordnung der 
Meerengen. Sie wollte militärische Präsenz auf dem 
Gebiet der Türkei an den Meerengen. Sie hatte 
auch Gebietsforderungen in der Osttürkei. Wir er- 
lebten damals, daß auch in Griechenland ein Bür- 
gerkrieg tobte. 

Selbst auf der Pariser Außenministerkonferenz, die 
letzten Endes scheiterte und den Kalten Krieg mit 
einleitete, gab es die Forderung der Sowjetunion 
nach einer UNO-Treuhandschaft über die früheren 
italienischen Kolonien. Hier war man an Libyen 
interessiert. 

Die Antwort der Vereinigten Staaten, vor allem des 
Präsidenten Truman, war im Herbst 1947 die Ver- 
kündung der nach ihm benannten Doktrin und die 
Entsendung der Sechsten Flotte in den Mittelmeer- 
raum, um die Ansprüche der Sowjetunion in diesem 
Raum zu konterkarieren, weil es damals im Grunde 
genommen keine andere Macht gab, die diese An- 
sprüche der Sowjetunion in die Schranken verwei- 
sen konnte. 

Seitdem und seit der Gründung der NATO im Jahre 
1949 erleben wir, daß der Mittelmeerraum immer zu 
den für die Sicherheit der NATO und der Mitglieds- 
länder der NATO umstrittenen Gebieten gehört 
hat. 

Der Kollege Kittelmann hat in seinem Bericht her- 
vorragend deutlich gemacht, wie sich die gegensei- 
tigen Kräfteverhältnisse darstellen. Er hat vor al- 
lem auch unterstrichen, daß das Recht des freien 
Zugangs zu den internationalen Gewässern von den 
Amerikanern und den anderen Mitgliedsländern 
der NATO immer gewahrt werden muß. Das ist 
zuletzt zum Beispiel im Golf von Syrte geschehen; 
es ist auch im Gebiet des Schwarzen Meeres ge- 
schehen. Es war notwendig, um hier von vornherein 
keine falschen Entwicklungen zuzulassen. 

Wenn vorhin im Rahmen der Fragen bereits davon 
gesprochen wurde, daß die Südflanke der NATO 
vernachlässigt worden sei, dann ist das, glaube ich. 


zu einem gewissen Teil richtig, auch wenn sich hier 
jetzt Verbesserungen zeigen. Ich glaube, daß gerade 
der Beitritt Spaniens zur NATO eine Verbesserung 
der Situation bringt. 

Lassen Sie mich eine Nebenbemerkung machen, 
die ich mir nicht ersparen will. Wenige von Ihnen 
kennen die grüne Abgeordnete Kelly aus ihrer An- 
wesenheit hier in dieser Versammlung. Sie ist Mit- 
glied dieser Versammlung, aber sie ist kaum anwe- 
send. Hier könnte sie ihre Parolen gegen die NATO 
mit Argumenten vertreten. 

Sie zog es aber beispielsweise vor, während des Re- 
ferendumkampfes in Spanien um die Beibehaltung 
der Mitgliedschaft in der NATO dort vor Versamm- 
lungen, auf Kundgebungen zu sprechen. Es war für 
mich sehr interessant, wie falsch die Medien — 
zumindest in der Bundesrepublik — und wie falsch 
auch die Meinungsforschungsinstitute vor der Ab- 
stimmung in Spanien über die Situation in diesem 
Land berichtet haben. 

Insofern bin ich sehr dankbar und froh, daß Spa- 
nien in der NATO bleibt, weil dies die Situation an 
der Südflanke ganz wesentlich stärkt. 

Ein letztes Wort noch zur Türkei. Ich glaube, die 
Türkei hat eine ganz wesentliche Schlüsselrolle im 
Ostmittelmeerraum. Speziell sie hat die Hauptlast 
zu tragen. Man sieht es an ihren Militärausgaben, 
wie stark sie bereit ist, sich als ein verhältnismäßig 
armes Land zu engagieren. 

Aber es wird schon bald Prüfungen auch für die 
Türkei geben. Sie wissen ganz genau, daß es nach 
dem Meerengenabkommen von Montreux aus dem 
Jahre 1936 beispielsweise nicht erlaubt ist, daß 
Flugzeugträger durch die Meerengen fahren. 

Nun wissen wir, daß auf dem großen Areal in Nico- 
laiev am Schwarzen Meer der erste sowjetische 
Flugzeugträger zwischen 60 000 und 70 000 Tonnen 
Tragfähigkeit gebaut wird. Er wird sicher nicht ge- 
baut, um mit ihm im Schwarzen Meer spazieren zu 
fahren. Damit wäre diese Investition sicher eine 
Fehlinvestition gewesen. 

Es wird interessant sein zu sehen, wie die Sowjet- 
union versuchen wird, über den Vertrag von Mon- 
treux hinaus dieses Schiff in das Mittelmeer und in 
die Weltmeere zu bringen. 

Ich wollte diesen Punkt nur erwähnen, weil er deut- 
lich macht, daß im gesamten Mittelmeerraum stets 
Konfliktmöglichkeiten und Konfliktstoffe vorhan- 
den sind und daß der Wahlspruch der NATO, daß 
Wachsamkeit der Preis der Freiheit ist, gerade für 
diesen Mittelmeerraum eine ungeheure aktuelle 
Bedeutung hat. 

Im Anschluß an Ausführungen des britischen Abg. 
Freeson über Waffenlieferungen von Mitgliedstaa- 
ten der WEU in den Mittelmeerraum und in den 
Nahen Osten nimmt Abg. Berger (Lahnstein) dazu 
Stellung: 

Berger (Lahnstein) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Um auf den letzten Beitrag mit einem Satz einzuge- 
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hen: Ich kann als deutscher Abgeordneter alle Kol- 
legen dieses Hauses nur einladen, mit ihren Kolle- 
gen zu Hause einmal zu bedenken, ob man dort 
nicht zu einem Kriegswaffenkontrollgesetz kom- 
men könnte, wie es bei uns Praxis ist. 

Dennoch meine ich, daß wir auf diese Weise das 
Problem dieser Waffenlieferungen allein nicht lö- 
sen können. Es gibt im internationalen Waffenhan- 
del heute einen ausgeprägten Käufermarkt. Die an 
Konflikten Beteiligten können sich die Waffen be- 
schaffen, die sie wollen. Wir werden dies nicht 
durch staatliche Maßnahmen etwa soweit eindäm- 
men können, daß damit die Konflikte entschärft 
werden. 

Von daher möchte ich zu unserem Bericht zurück- 
kommen und noch einmal dem Berichterstatter für 
die Arbeit danken, die er geleistet hat. Sie hat heute 
allgemein sehr viel Lob gefunden. Ich möchte mich 
diesem Lob anschließen. Ich darf mich auch axif das 
beziehen, was mein Kollege Dr. Müller heute vor- 
mittag ausgeführt hat. Ich möchte versuchen, mich 
möglichst kurz zu fassen. 

Mir hat ein sehr kluger Admiral eines NATO-Ver- 
bands einmal gesagt: Wenn ich den Zusammenhalt 
des westlichen Bündnisses testen wollte, dann täte 
ich dies nicht etwa an der Zentralfront der NATO, 
des westlichen Bündnisses, sondern ich täte es an 
den Flanken dieses Bündnisses. 

Ich glaube, er hat recht. Aus dem ganzen Mittel- 
meerbericht, den wir jetzt zur Kenntnis nehmen 
konnten, atmet dieselbe Erfahrung. Schlimm ist 
halt nur, daß die Sowjetunion alle drei Dinge ver- 
sucht: Sie testet den Zusammenhalt des Bündnisses 
dauerhaft und stetig an der Zentralfront mit immer 
neuen Initiativen, auch Rüstungsinitiativen, sowohl 
an der nördlichen Flanke des Bündnisses als auch 
an der Südflanke des Bündnisses. Wir müssen uns 
gerade deswegen in der Westeuropäischen Union 
diesen Problemen an den Flanken entsprechend 
widmen und gemeinsam Lösungen finden. 

Wir können wirklich mit Bedauern feststellen, daß 
das Mittelmeer nicht mehr wie vor zehn oder 
15 Jahren ein westliches mai.e nostrum ist. Die Prä- 
senz der sowjetischen Flotte dort ist nicht ohne Wir- 
kung geblieben und hat die Instabilitäten, die es 
dort schon immer gegeben hat, zusätzlich verstärkt. 
Umgekehrt haben die Instabilitäten, die es dort 
schon immer gab, die Bemühungen der Sowjet- 
union verstärkt, dort Fuß zu fassen. 

Andererseits können wir mit Genugtuung feststel- 
len, daß es der Sowjetunion bislang nicht gelungen 
ist, sich wirkliche Basen im Mittelmeer zu schaffen, 
von denen aus sie ungleich effektiver operieren 
könnte, als dies zur Zeit der Fall ist. 

Ich darf auch darauf hinweisen, daß etwa einige 
dieser Instabilitäten, deren Gründe ich jetzt nicht 
mehr analysieren möchte — das ist im Bericht ganz 
ausgezeichnet geschehen — , natürlich unter euro- 
päischer Mitverantwortung entstanden sind. Auch 
von daher gibt es eine Verantwortung für Europa. 


Aber im Unterschied zu Herrn Milani, dem ich 
heute morgen aufmerksam zugehört habe, bin ich 
der Meinung, daß wir auf diese Dinge nur innerhalb 
des Bündnisses Einfluß zu nehmen vermögen. 

Mir ist auch heute morgen wieder einmal aufgefal- 
len, daß offensichtlich dieselben, die die Koopera- 
tion mit den Vereinigten Staaten von Amerika hier 
und da behindern oder sogar verweigern, dieselben 
sind, die die autonomen Entscheidungen der Verei- 
nigten Staaten von Amerika am heftigsten kritisie- 
ren. Das paßt irgendwo nicht zusammen. Man kann 
nicht die Schwäche Europas beklagen und gleich- 
zeitig fordern, mehr Einfluß außerhalb des Bünd- 
nisses zu gewinnen. Das ist ein Widerspruch in 
sich. 

Dabei ist unverkennbar, daß es Interessenunter- 
schiede innerhalb von Bündnissen gibt und auch 
immer gegeben hat und auch in Zukunft geben 
wird. 

Die Sowjetunion sucht in dieser Zone politischen 
Einfluß. Sie zeigt dort militärisch Flagge, um diesen 
politischen Einfluß zu gewinnen. Ich habe schon 
darauf hingewiesen, daß sie noch nicht die Erfolge 
hatte, die sie sich vielleicht eigentlich wünschte. Es 
ist ihr bislang Gott sei Dank nicht gelungen, an der 
Südküste des Mittelmeers wirklich Fuß zu fassen. 
Im Gegenteil: Dort hat sich die Lage gegenüber frü- 
heren Jahrzehnten für sie — jedenfalls teilweise — 
sogar verschlechtert. 

Die Sowjetunion ist gleichzeitig offensichtlich an 
politischen Lösungen der dortigen Konfliksituatio- 
nen desinteressiert. Ganz im Gegenteil: Sie hält alle 
diese Brände, die es dort gibt, all diese Konflikt- 
herde am Schwelen, um sie jederzeit zugunsten ih- 
rer Politik wieder anfachen zu können. 

Aus dieser Tatsache muß der Westen, wie ich mei- 
ne, zwei Folgerungen ziehen. Erstens müssen wir 
ausreichend militärisch präsent bleiben. Hier ist es 
zu begrüßen, daß Spanien in der NATO bleibt; eine 
traditionelle Seemacht, die die Kräfte im Mittel- 
meer verstärkt. 

Dazu gehört zweitens, daß wir die Zusammenarbeit 
zwischen den Marinen der Bündnisländer, die der 
Integration unterliegen, und Frankreich verstär- 
ken. 

Wir müssen ein Letztes tun — das hat Herr Kittel- 
mann in seinem Bericht sehr deutlich gemacht — : 
Wir müssen politischen Einfluß im Hinblick auf die 
Stabilisierung in dieser Zone gewinnen. Das wer- 
den wir nicht ohne ein Programm tun können, das 
in der Lage ist, auch die ökonomischen Probleme 
dieses Raumes so zu lösen, daß nicht unter Rück- 
griff auf diese Ökonomischen Probleme etwa ganz 
bestimmte Völker oder Staaten ihre Zuflucht in der 
Neutralität oder gar in der Anlehnung an die So- 
wjetmacht suchen. 

Vielen Dank, Herr Präsident. 

(Der Bericht wird an den Ausschuß zur Neuhera- 
tung zurückverwiesen.) 
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Tageordnungspunkt: 

Ansprache des Staatsministers 
im Auswärtigen Amt 
der Bundesrepublik Deutschland, 
Jürgen Möllemann 

Staatsminister Möliemann (Bundesrepublik Deutsch- 
land): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Es ist mir eine Ehre, heute vor die Versammlung 
der Westeuropäischen Union zu treten. Ich darf 
Ihnen die Grüße des Bundesministers des Auswär- 
tigen, Hans-Dietrich Genscher, übermitteln. 

Herr Präsident, ich gratuliere Ihnen zu Ihrer erneu- 
ten Wiederwahl in dieses hohe Amt Die Versamm- 
lung ist ein vorwärtsdrängendes und schöpferisches 
Element der WEU, von der wichtige Impulse und 
Ideen ausgehen. Ihre tatkräftige Präsidentschaft 
hat hierzu maßgeblich beigetragen. Ich bin über- 
zeugt, daß Sie, Herr Präsident, Ihr Amt auch in 
Zukunft mit dem von der Bundesregierung geteil- 
ten Ziel, die europäische Identität im sicherheitspo- 
litischen Bereich zu entwickeln, ausüben werden. 

Erlauben Sie mir auch, daß ich meinen Kollegen 
aus dem Bundestag, Professor Soell und Herrn Kit- 
telmann, zu ihrer Wahl in ihre Ämter herzlich gra- 
tuliere. 

Die Bundesregierung legt großen Wert auf engen 
Kontakt zur Versammlung der WEU. Im Meinungs- 
austausch und in informellen und engen Kontakten 
mit der Versammlung hat Bundesminister Gen- 
scher in der Zeit der deutschen Präsidentschaft der 
WEU vom Juni 1984 bis Juni 1985 neue Maßstäbe 
gesetzt Ich freue mich, daß die italienische Präsi- 
dentschaft diese Tradition tatkräftig fortführt. 

Ich begrüße die Aufmerksamkeit und den Nach- 
druck, mit denen Sie, meine Damen und Herren, 
den Fortgang der vor zwei Jahren in Gang gesetz- 
ten Entwicklung verfolgen. Die Versammlung spielt 
eine gewichtige Rolle bei der Verwirklichung des 
Ziels, die Westeuropäische Union mit neuem Leben 
zu erfüllen. Sie repräsentiert — auf internationaler 
Ebene — ein Stück praktizierte Demokratie in Fra- 
gen der Sicherheitspolitik. Mit ihr vollzieht sich ein 
fruchtbarer Dialog, der nach Auffassung der Bun- 
desregierung auch in den nationalen Parlamenten 
der Sieben fortgesetzt werden sollte. 

Die revitalisierte WEU soll die europäische Säule 
im nordatlantischen Verteidigungsbündnis stärken. 
Sie bringt die europäische Stimme in dem partner- 
schaftlichen Dialog zu Gehör, der die besondere 
Qualität der atlantischen Bündnisgemeinschaft 
ausmacht. Ihre Entwicklung ist ein Beitrag zur 
Festigung europäischer Identität und europäischer 
Handlungsfähigkeit, der die NATO stärkt. Die Bele- 
bung der WEU fügt sich nahtlos in das Konzept der 
Bundesregierung, das Gewicht Europas in allen 
weltpolitischen Fragen stärker zur Geltung zu brin- 
gen, Europa zu jener friedensstiftenden und stabili- 
sierenden Rolle instand zu setzen, die die Völker 
der Welt von Europa erwarten. Mit der belebten und 
organisatorisch gestrafften WEU beschreiten wir 


Europäer einen Weg, der konsequent und energisch 
weiterverfolgt werden muß: 

In der EPZ wird die europäische Dimension nach 
über löjähriger Konsultationswirklichkeit als ein 
Instrument der operativen Politik verstanden und 
genutzt. Die Entwicklung gemeinsamer Politik in 
der EPZ hat den Zusammenhalt gestärkt. Leider 
waren nicht alle EPZ-Partner bereit, diese Zusam- 
menarbeit auch auf alle Bereiche der Sicherheitspo- 
litik auszudehnen. Das geschieht nunmehr also im 
kleineren Kreis der WEU. Hier steht die Harmoni- 
sierung der Politik und damit die Entwicklung einer 
europäischen Identität erst am Anfang. 

Unter großem individuellen Einsatz wird die Auf- 
gabe von den Regierungen der Sieben angegangen, 
angesichts der Haushaltszwänge aber weitgehend 
mit denselben personellen und sachlichen Mitteln, 
die vor der Initiative von Rom 1984 zur Verfügung 
standen. Also, der Wille ist da, aber die Mittel sind 
nicht so umfangreich, wie sie sein könnten. Der 
Ständige Rat in London und seine Arbeitsgruppen 
widmen sich engagiert ihren Aufträgen. Die neu- 
konstruierten Agenturen der WEU hier in Paris 
sind noch in der Aufbauphase. Unsere Bürger teilen 
die Ungeduld, die die Versammlung wiederholt zum 
Ausdruck gebracht hat. Aber wir müssen den Din- 
gen auch die Zeit zubilligen, die sie zur Reife brau- 
chen. 

Um die notwendige — aber nicht einfache — Ab- 
stimmung zwischen den Regierungen der sieben 
Mitgliedstaaten zu fördern, ist der Ständige Rat 
mehrfach mit hochrangigen Beamten aus den 
Hauptstädten verstärkt worden, um zentrale Fra- 
gen der West-Ost-Beziehungen zu erörtern. Die 
Bundesregierung begrüßt das lebhafte Interesse 
der Versammlung an den Konsultationen, die im 
Anschluß an den Ministerrat der WEU in Bonn im 
April 1985 zu SDI stattgefunden haben. Dieses 
Thema beschäftigte die Außen- und Verteidigungs- 
minister der WEU in Bonn, Rom und Venedig, der 
Ständige Rat behandelte es wiederholt, und die 
SDI-Arbeitsgruppe des Rates tagte mit Hauptstadt- 
vertretern insgesamt neunmal. 

Diese Konsultationen sind wichtig und nützlich; 
denn die Fragen der Abwehr ballistischer Flugkör- 
per berühren unsere Sicherheit unmittelbar. Die 
Bundesregierung hat sich deshalb mit Nachdruck 
für das in Venedig erteilte Mandat ausgesprochen, 
die politisch-strategischen Auswirkungen mögli- 
cher Entwicklungen auf diesem Gebiet gemeinsam 
zu prüfen. Dabei werden natürlich die sowjetischen 
Anstrengungen ebenso wie die westlichen zu be- 
rücksichtigen sein, denn geforscht wird auf diesem 
Gebiet in West und Ost. Die Bundesregierung ist 
überzeugt, daß diese WEU-Beratungen auch die 
Konsultationen im Rahmen des Atlantischen Bünd- 
nisses zu diesen Fragen fördern werden. 

Die Thematik ist komplex. Forschungsergebnisse 
werden erst im Lauf der Zeit vorliegen. Aber es ist 
wichtig, sich mit diesen Fragen schon jetzt einge- 
hend zu befassen und die spezifischen europäi- 
schen Interessen zu verdeutlichen. Die Bundesre- 
gierung ist entschlossen, sich dieser Aufgabe, die 
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uns über Jahre hinweg begleiten wird, zu stellen 
und sie in einer Atmosphäre des Vertrauens und da, 
wo nötig, auch der Vertraulichkeit mit unseren 
Partnern zu behandeln. Wir sind auf diesem Weg 
schon ein gutes Stück vorwärts gekommen. 

Meine Damen und Herren, die West-Ost-Beziehun- 
gen sind für das Schicksal Europas von größter Be- 
deutung. Sie werden maßgeblich von den Beziehun- 
gen zwischen den Großmächten bestimmt. Die Eu- 
ropäer haben ihren unverzichtbaren Part in diesem 
Dialog, dessen Ergebnisse sie ja auch unmittelbar 
berühren. Die Einheit des westlichen Bündnisses 
ist im politischen Bereich ebenso wichtig wie im 
Verteidigungsbereich. Der Westen wird um so er- 
folgreicher sein, je deutlicher er eine fundamentale 
Gemeinsamkeit in der Atlantischen Allianz macht 
und dabei für Spaltungsversuche keinen Ansatz 
bietet. In diesem Sinne begrüßt die Bundesregie- 
rung das Ergebnis der WEU-Beratungen in Venedig 
ebenso wie der NATO- Konferenz in Halifax zu die- 
sem Thema. 

Unterschiedliche Auffassungen, wie sie in Halifax 
in Einzelfragen zutage traten, sind unter freien De- 
mokratien selbstverständlich. Wenn dann in engen 
Konsultationen gemeinsame Positionen zwischen 
den Europäern ebenso wie im Verhältnis zu den 
Vereinigten Staaten entwickelt werden konnten, ist 
dies ein Ausdruck der Vitalität und Stärke des 
Bündnisses. Ziel der Beratungen war auch in Hali- 
fax, auf der Grundlage der übereinstimmenden In- 
teressen und eines breiten Fundaments gemeinsa- 
mer Politik, die Zusammenarbeit zu stärken. Hier 
sind die EPZ und die WEU im doppelten Sinne nütz- 
lich. Denn es ist fördernder für die Vitalität des 
Bündnisses, wenn der europäische Pfeiler gestärkt 
wird, d.h. wenn die Europäer auch mit einer 
Stimme sprechen und auch ihre Interessen im 
Bündnis gemeinsam formulieren. In der Finalität 
der Europäischen Union zu handeln, zu der sich alle 
Partnerstaaten in der Einheitlichen Europäischen 
Akte bekannt haben, ist ein Beitrag zur Zukunftssi- 
cherung für das Bündnis. Europa muß die ihm au- 
ßen- und sicherheitspolitisch zukommende Rolle 
ausfüllen, nicht im Gegensatz oder in Konkurrenz 
zu den Vereinigten Staaten, sondern als ihr gleich- 
wertiger und gleichberechtigter Partner und im In- 
teresse der Allianz und aller ihrer Mitglieder. 

Jeder Zuwachs an europäischer Einigung bringt ein 
Mehr an europäischer Verantwortungsbereitschaft. 
Doch, meine Damen und Herren, muß auch respek- 
tiert werden, daß die Europäer die Frage, was ver- 
antwortliches Handeln gebietet, nach eigenem Ur- 
teil und dann in gleichberechtigt enger Abstim- 
mung mit den USA beantworten. 

Es kommt jetzt darauf an, alle Möglichkeiten auszu- 
schöpfen, um echte Abrüstungsschritte zu errei- 
chen. Die Leistungen, die unsere Völker für die ge- 
meinsame Sicherheit in einer demokratischen Ge- 
sellschaft zu erbringen haben, werden wir politisch 
auch in Zukunft nur dann vertreten und durchset- 
zen können, wenn unseren Bürgern zugleich ein- 
sichtig ist, daß wir alles in unseren Kräften Ste- 
hende tun, um zu Fortschritten bei der Entspan- 


nung, Zusammenarbeit und Abrüstung beizutra- 
gen. 

Die amerikanisch-sowjetischen Verhandlungen in 
Genf über strategische, Mittelstrecken- und Defen- 
sivsysteme sind für die weitere Entwicklung des 
West-Ost-Verhältnisses von besonderer Bedeutung. 
Die Europäer, und nicht nur sie, haben ein hohes 
Interesse daran, daß das Verhältnis zwischen den 
USA und der Sowjetunion über klimatische Verbes- 
serungen hinaus auf sachliche Ergebnisse und ge- 
nerelle Impulse für eine kooperative West-Ost-Ent- 
wicklung gerichtet ist. 

Die amerikanischen Vorschläge liegen seit vergan- 
gen Herbst in Genf auf dem Tisch. Auf die sowjeti- 
schen Vorschläge vom 15. Januar dieses Jahres hat 
Präsident Reagan am 24. Februar konstruktiv ge- 
antwortet. Auch dieser Antwort waren intensive 
und umfassende Konsultationen unter den Bünd- 
nispartnern vorausgegangen, die den europäischen 
Verbündeten der USA die Möglichkeit gaben, ihre 
Stimme zu Gehör zu bringen. 

Im Bereich der Mittelstreckenwaffen konkretisie- 
ren die Vorschläge des amerikanischen Präsiden- 
ten die beiderseitige globale Null-Lösung und wei- 
sen zugleich einen Weg, wie sie ohne Risiko für 
beide Seiten verwirklicht werden kann: Bis Ende 
1989 sollen in drei Schritten alle landgestützten 
Mittelstreckenflugkörper größerer Reichweite voll- 
ständig beseitigt werden. Die Vorschläge umfassen 
auch eine beschränkende Regelung für Mittelstrek- 
kenflugkörper kürzerer Reichweite, um das Entste- 
hen neuer Grauzonen auszuschließen. 

Die Sowjetunion kann durch ihre Reaktion auf die- 
ses konkrete Angebot für die Vernichtung einer 
ganzen Kategorie von Nuklearwaffen unter Beweis 
stellen, wie ernst es ihr mit der Abschaffung der 
Atomwaffen ist. 

Im Verhandlungsbereich strategischer Waffen geht 
es um die Verwirklichung des vereinbarten Ih'in- 
zips der Halbierung interkontinentalstrategischer 
Systeme. Die Sowjetunion und die USA haben sich 
am 21. November 1985 verpflichtet, dieses Prinzip 
angemessen anzuwenden. Dies kann nur bedeuten: 
Die 50 %igen Reduzierungen müssen auf der Grund- 
lage einer fairen Datenbasis vorgenommen werden. 
Wir können nicht hinnehmen, daß die Sowjetunion 
den Europäern einen Status minderer Sicherheit 
zuweist und das für uns unverzichtbare Prinzip des 
gleichen Rechts aller Staaten auf Sicherheit miß- 
achtet. 

Wir erwarten daher von der Sowjetunion, deiß sie zu 
der Definition des Begriffs „strategisch“ zurück- 
kehrt, die den SALT- Vereinbarungen und der ge- 
meinsamen Erklärung vom 8. Januar 1985 zugrun- 
deliegt. 

Meine Damen und Herren, die NATO-Staaten ha- 
ben in ihrer Erklärung von Halifax am 30. Mai 1986 
die Bemühungen der Vereinigten Staaten um ein- 
schneidende Reduzierungen der sowjetischen und 
amerikanischen nuklearen Streitkräfte unterstützt. 
Wir stehen im Konsens miteinander, zu drastischen 
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Reduzierungen, nach Möglichkeit einer Halbierung, 
der strategischen Nuklearwaffen zu kommen, für 
die sich Präsident Reagan und Generalsekretär 
Gorbatschow im November 1985 in Genf ausgespro- 
chen haben. Darauf müssen jetzt alle Anstrengun- 
gen gerichtet werden. Das heißt, durch energische 
Verhandlungen muß verhindert werden, daß über- 
haupt praktisch wird, was mit dem Auslaufen von 
SALT II zum Jahresende möglicherweise eintreten 
könnte. Wir Europäer wollen, daß SALT II weiter 
eingehalten wird. Ein Treffen zwischen Präsident 
Reagan und Generalsekretär Gorbatschow noch in 
diesem Jahr könnte die Erreichung dieses Ziels er- 
heblich fördern. 

Das Gebot kooperativer Lösungen muß auch für 
den Verhandlungsbereich Defensiv- und Weltraum- 
waffen gelten. Nur durch kooperative Lösungen 
läßt sich der Rüstungswettlauf im Weltraum verhin- 
dern, so wie es am 8. Januar 1985 zwischen den Ver- 
einigten Staaten und der Sowjetunion vereinbart 
wurde. 

Es wird darum gehen, das Verhältnis zwischen De- 
fensiv- und Offensivwaffen auf möglichst niedrigem 
Niveau zu festigen und technologisch bedingte Un- 
gewißheiten der Berechenbarkeit eines politischen 
Handlungsrahmens unterzuordnen. Eine geeignete 
Grundlage hierfür bietet der ABM-Vertrag, der von 
niemandem angetastet und von allen betroffenen 
Staaten strikt eingehalten werden sollte. 

Nach Auffassung der Bundesregierung werden dra- 
stische Reduzierungen der Nuklearwaffen, so, wie 
vorher dargelegt, zwangsläufig Einfluß haben auf 
die Notwendigkeit und den Umfang erforderlicher 
Defensivsysteme. Das bedeutet im Klartext, daß ein 
besonders gutes Ergebnis bei den Verhandlungen 
über Offensivwaffen diese Defensivsysteme, über 
die jetzt unter dem Stichwort SDI gesprochen wird, 
vollständig überflüssig machen könnte. 

Die Bundesregierung tritt nachdrücklich für einen 
umfassenden Teststopp zum frühestmöglichen Zeit- 
punkt ein, Kernproblem ist die Gewährleistung ei- 
ner zuverlässigen Verifikation. Angesichts der gro- 
ßen sicherheitspolitischen Relevanz eines umfas- 
senden Teststopps muß sichergestellt werden, daß 
kein Staat heimlich Tests durchführen kann. Neue 
technologische Entwicklungen bei den Verifika- 
tionsmöglichkeiten und ein wirkliches sowjetisches 
Entgegenkommen bei der Verifikation, entspre- 
chend den Erklärungen von Generalsekretär Gor- 
batschow könnten bisher bestehende Hindernisse 
überwindbar machen. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist Nichtkernwaf- 
fenstaat. Wir bringen unser Eintreten für einen um- 
fassenden Teststopp durch praktische Beiträge zu 
den Fragen zum Ausdruck, in denen wir Sachkunde 
einbringen können. In diesem Sinne haben wir 1985 
der Genfer Abrüstungskonferenz vorgeschlagen, 
schrittweise ein weltweites seismologisches System 
zur Erfassung von Nukleartests aufzubauen, das 
auch der Überwachung eines künftigen umfassen- 
den Teststopps dienen würde. 

Es darf nicht übersehen werden, daß ein umfassen- 
der Teststopp kein Ersatz für drastische Reduzie- 


rungen der vorhandenen Kernwaffen sein kann. 
Nur Ergebnisse von Verhandlungen über die Redu- 
zierung und Begrenzung von Kernwaffen können 
ermöglichen, daß mit deren baldigen Abbau begon- 
nen werden kann. 

Neben dem Aspekt des nuklearen Kräfteverhältnis- 
ses, nein, eigentlich vor ihm, müssen wir der kon- 
ventionellen Stabilität angesichts des Ungleichge- 
wichts in Europa zugunsten des Warschauer Paktes 
unsere Aufmerksamkeit widmen. Wir haben immer 
wieder an den Osten appelliert, mit uns in Verhand- 
lungen einzutreten über diese Frage. Es ist ermuti- 
gend, daß Generalsekretär Gorbatschow am 

18. April dieses Jahres die Notwendigkeit konven- 
tioneller Rüstungskontrolle in ganz Europa, d. h. 
vom Atlantik bis zum Ural, anerkannt hat. Wenn 
wir in Europa eine durchgreifende Wende zum Bes- 
seren erreichen wollen, dann müssen wir „Stabilität 
und Sicherheit in ganz Europa durch mehr Offen- 
heit und die Herstellung eines nachprüfbaren, um- 
fassenden und stabilen Gleichgewichts konventio- 
neller Streitkräfte auf niedrigerem Niveau“ anstre- 
ben, wie es in der NATO-Erklärung vom 30. Mai 
heißt. Diese Erklärung geht zurück auf gemeinsame 
deutsch-französische Bemühungen, die zeigen, wie 
wichtig dieses enge Zusammenwirken nicht nur für 
die Europäische Gemeinschaft und die WEU ist, 
sondern auch für das westliche Bündnis. Der innere 
Zusammenhang zwischen allen Elementen des ge- 
samten militärischen Kräfteverhältnisses muß be- 
rücksichtigt werden. Nur so kann das Ziel unserer 
Sicherheitspolitik erreicht werden, jeden Krieg zu 
verhindern, einen nuklearen ebenso wie einen kon- 
ventionellen Krieg. Bei der heutigen Waffenent- 
wicklung würde auch ein ohne Atomwaffen geführ- 
ter Krieg die Existenz der Völker Europas gefähr- 
den. 

Meine Damen und Herren, wir wollen auf den west- 
lichen Vorschlägen in Stockholm und Wien auf- 
bauen und sind entschlossen, in diesen beiden Fo- 
ren bald Vereinbarungen zu erreichen. Wir treten 
daher mit aller Kraft für ein baldiges MBFR-Ergeb- 
nis auf der Grundlage der westlichen Vorschläge 
vom 5. Dezember 1985 ein. Wir sind weiterhin ent- 
schlossen, auf der KVAE in Stockholm bis zum 

19. September 1986 ein substantielles Ergebnis mili- 
tärisch bedeutsamer, politisch bindender und ange- 
messen verifizierbarer vertrauensbildender Maß- 
nahmen zu erreichen. Bei der Ausarbeitung neuer, 
darüber hinausgehender Vorstellungen wollen wir 
die Erklärung Generalsekretär Gorbatschows vom 
18. April dieses Jahres berücksichtigen. Hierzu wird 
eine hochrangige Arbeitsgruppe unter einem von 
NATO-Generalsekretär Lord Carrington zu benen- 
nenden Vorsitzenden eingesetzt werden. Sie wird 
bereits im Oktober dieses Jahres einen Zwischen- 
bericht vorlegen. Bei dem Wiener KSZE-Folgetref- 
fen werden damit die NATO-Partner die Möglich- 
keit haben, auf der Basis gemeinsam erarbeiteter 
Grundlagen aufzutreten. 

Meine Kolleginnen und Kollegen, die Abschaffung 
aller chemischen Waffen durch ein umfassendes 
und weltweites Verbotsabkommen hat für die Bun- 
desregierung höchste Priorität, Durch ein solches 
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Abkommen sollen die Entwicklung, Herstellung 
und Lagerung von C-Waffen verboten und die Un- 
terzeichnerstaaten zur Vernichtung der bestehen- 
den C-Waffen-Vorräte und zum Abbau der Produkti- 
onsstätten verpflichtet werden. 

Ein weltweites Verbot würde das Problem der 
C-Waffen ein für alle Mal lösen. Der Einsatz von 
C-Waffen in der Dritten Welt in jüngster Zeit unter- 
streicht die Dringlichkeit eines solchen Verbotsab- 
kommens. 

Bei gutem Willen aller Seiten sollte dies in Genf 
relativ schnell erreichbar sein, jedenfalls so früh, 
daß es nicht zur Produktionsaufnahme bei binären 
chemischen Waffen in den USA kommt, mit der 
diese aus Gründen der Sicherheit darauf antworten 
wollen, daß die Sowjetunion das 17jährige amerika- 
nische Produktionsmoratorium nicht honoriert hat. 

Der Deutsche Bundestag, der diese Problematik am 
15. Mai eingehend erörtert hat, bekräftigte in einem 
Beschluß die Haltung, die auch von der Bundesre- 
gierung im Bündnis eingenommen wurde: 

Erstens. Vorrangiges Ziel bleibt die Vereinbarung 
eines weltweiten, umfassenden und zuverlässig ve- 
rifizierbaren Verbots der Entwicklung, Herstellung 
und Lagerung von chemischen Waffen sowie die 
Vernichtung solcher Waffen und ihrer Produktions- 
stätten. Es müssen alle Bemühungen unternommen 
werden, dieses Ziel so schnell wie möglich zu errei- 
chen. 

Zweitens. Die Modernisierung des amerikanischen 
Chemiewaffenpotentials, durch das ein möglicher 
Aggressor von einem völkerrechtswidrigen Erstein- 
satz solcher Waffen abgeschreckt werden soll, 
bleibt eine nationale amerikanische Entscheidung. 

Drittens. Die auf dem Boden der Bundesrepublik 
Deutschland gelagerten amerikanischen chemi- 
schen Waffen werden spätestens Ende 1992 abgezo- 
gen. 

Viertens. Es wird keine Stationierung neuer binärer 
chemischer Waffen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land geben. Auch in einem Eventualfall wird eine 
Verbringung amerikanischer binärer chemischer 
Waffen 

— nur auf Grund umfassender politischer Konsul- 
tationen in der NATO; 

— nur bei Sicherstellung breiter Beteiligung der 
Bündnispartner, so daß kein Land singularisiert 
wird und 

— nur mit Billigung und auf Bitte der Aufnahme- 
länder erfolgen. 

Der Deutsche Bundestag hat in diesem Zusammen- 
hang an alle Teilnehmer der Genfer Abrüstungs- 
konferenz appelliert, die vom amerikanischen Kon- 
greß bis zur Endfertigung der ersten binären che- 
mischen Waffen gesetzte Aufschubfrist bis zum 
1. Dezember 1987 voll zu nutzen, um noch vorher ein 
Verbot der Entwicklung, Herstellung und Lagerung 
von chemischen Waffen zu vereinbaren. 


Alle Sachfragen sind praktisch geklärt. Es ist jetzt 
wichtig, daß die Sowjetunion die von Generalsekre- 
tär Gorbatschow erklärte Bereitschaft zur Verifika- 
tion auch am Verhandlungstisch beweist, wie über- 
haupt angemessene Verifikation der Schlüssel ist 
zu allen gegenwärtig laufenden Verhandlungen und 
für die Bildung von Vertrauen und Offenheit und — 
das möchte ich hinzufügen — wie es überhaupt 
wichtig ist, daß Vorschläge, die der sowjetische Ge- 
neralsekretär in der Öffentlichkeit macht, anschlie- 
ßend auch von seinen Verhandlungsdelegationen 
an den verschiedenen Tischen konkret und prak- 
tisch eingebracht werden; denn sonst wären sie Ab- 
rüstungsrhetorik und nicht mehr. 

Eines der wichtigsten Instrumente aktiver europäi- 
scher West-Ost-Politik sieht die Bundesregierung in 
der KSZE. Der KSZE-Prozeß ist zur Quelle eines 
neuen gesamteuropäischen Bewußtseins geworden, 
dessen Impulse in die mittel- und osteuropäischen 
Gesellschaften hineinwirken. Wir müssen uns ge- 
meinsam um eine Fortführung dieses Prozesses be- 
mühen, auch über das Wiener Folgetreffen hinaus; 
denn der KSZE-Prozeß eröffnet eine langfristig rea- 
listische Perspektive zur Überwindung der Teilung 
unseres Kontinents. Die Ereignisse in Tschernobyl 
haben gerade auch das Bewußtsein der Menschen 
in Europa dafür gestärkt, daß wir in einer kleiner 
gewordenen Welt leben, daß Europa ein gemeinsa- 
mes Haus bleibt, vom Atlantik bis zum Ural, auch 
wenn sich darin ganz unterschiedliche Gesell- 
scheiftssysteme und politische Ordnungen einge- 
richtet haben. 

Die Außenminister der NATO haben auf ihrer Ta- 
gung in Halifax die Strategie des Bündnisses bestä- 
tigt, die zum Ziel hat, „den Frieden zu wahren und 
Krieg in jeder Form zu verhindern“. Die Botschaft 
des Bündnisses an die Sowjetunion und ihre Ver- 
bündeten, die in Halifax noch einmal eindrucksvoll 
formuliert wurde, lautet: Wir wollen Dialog und po- 
litische, wirtschaftliche und kulturelle Zusammen- 
arbeit. All das ist nötig, um auch in der Abrüstung 
voranzukommen. 

Meine Kolleginnen und Kollegen, die WEU hat sich 
in letzter Zeit mit dem Problem des Terrorismus 
beschäftigt. Die Haltung der Bundesregierung ist 
auf Grund eigener leidvoller Erfahrungen seit jeher 
durch entschiedene Verurteilung des Terrorismus 
und seine entschlossene Bekämpfung gekennzeich- 
net. Sie ist von der Notwendigkeit enger und wirk- 
samer internationaler Zusammenarbeit bei der Ter- 
rorismusbekämpfung überzeugt. Der europäisch- 
arabische Dialog kann in diesem Zusammenhang 
eine wichtige Rolle spielen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang ausdrücklich 
diesen Denkansatz, den Herr Kittelmann vorgetra- 
gen hat, aufnehmen. Hier ist eine Verstärkung des 
Dialogs zwischen den Europäern und den Arabern 
notwendig. Der Terrorismus ist nicht ein Phäno- 
men, das, von Arabien kommend, Europa bedroht. 
Er bedroht gleichermaßen die Staaten beider Regio- 
nen und kann nur, wenn wir an die politischen 
Ursachen herangehen, ausgetrocknet, bekämpft 
werden, und zwar nur in partnerschaftlicher Zu- 
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sammenarbeit zwischen Europäern und Arabern, 
jedenfalls jenen Arabern, die dazu mit gutem Wil- 
len bereit sind. 

Wie bereits bei der Ministerratstagung in Venedig 
Ende April dieses Jahres zum Ausdruck gebracht, 
tragen die Beschlüsse der Außenminister der Zwölf 
zur Terrorismusbekämpfung in vollem Umfang den 
Anliegen der Regierungen der WEU-Mitgliedstaa- 
ten Rechnung. Diese Beschlüsse haben auch ihren 
Niederschlag gefunden in den Erklärungen des 
Weltwirtschaftsgipfels von Tokio und der NATO 
von Halifax. Die auf Grund dieser Beschlüsse ge- 
troffenen Maßnahmen haben innerhalb und außer- 
halb Europas die Entschlossenheit Westeuropas zur 
Terrorismusbekämpfung deutlich gemacht. 

Meine Damen und Herren, die Einigung Europas ist 
mit Unterzeichnung der Einheitlichen Europäi- 
schen Akte ein wesentliches Stück vorangekom- 
men. Die Bundesregierung hätte es begrüßt, wenn 
in den Vertragsbestimmungen über die europäische 
Zusammenarbeit in der Außenpolitik die EPZ auch 
auf eine umfassende, nicht auf die politischen und 
wirtschaftlichen Aspekte beschränkte Abstimmung 
in Sicherheitsfragen verpflichtet worden wäre. 

In Venedig haben die Minister an die wichtige Rolle 
der WEU beim europäischen Einigungswerk erin- 
nert. Sie haben ihr Bekenntnis zu diesem Forum 
bekräftigt, in dem die Regierungen spezifische eu- 
ropäische Anliegen auf allen Gebieten der Sicher- 
heit im Rahmen ihrer Mitgliedschaft im Atlanti- 
schen Bündnis erörtern können. Mit der Belebung 
und Reorganisation der WEU haben wir den richti- 
gen Weg eingeschlagen. 

Die Harmonisierung unserer nationalen Sicher- 
heitspolitiken, die Bündelung unserer friedenssi- 
chernden Anstrengungen ist ein Gebot der europäi- 
schen Einigung, der Stärkung der Atlantischen Alli- 
anz. Wir erfüllen damit unsere alles überragende 
Verpflichtung, in und mit Europa den Frieden siche- 
rer zu machen. 

Wir müssen den eingeschlagenen Weg mit Energie, 
Festigkeit, aber auch mit Geduld weiterverfolgen. 
Die Bundesregierung wird alles in ihren Kräften 
Stehende hierzu beitragen. 

Antretter (SPD): Herr Staatsminister, wenn Sie er- 
lauben, würde ich gern zwei Fragen an Sie richten. 
Als erstes wollte ich gern zurückblenden auf den 
22. Mai 1985. Damals hat der Bundesminister des 
Auswärtigen hier bei der WEU-Versammlung ge- 
sagt: 

Der Ministerrat muß sich mutig allen aktuellen 
sicherheitspolitischen Problemen der Gegenwart 
stellen, wie er dies erfolgreich in Bonn getan hat. 
Und in der Zukunft müßten unsere Standpunkte 
zu sicherheitspolitischen Fragen nicht nur koor- 
diniert werden, wir müßten vielmehr gemein- 
same europäische Positionen erarbeiten. 

Ich wollte Sie fragen, ob die Bundesregierung an 
dieser Auffassung, die der Bundesminister hier ge- 
äußert hat, festhält oder ob sie mittlerweile mehr 


der Auffassung zuneigt, wie sie im Kommunique 
von Venedig zum Ausdruck gekommen ist: daß die 
WEU lediglich ein Forum sei, in dem die betreffen- 
den Regierungen die spezifischen europäischen Si- 
cherheitsprobleme erörtern können. 

Wenn ich darf, Herr Präsident, möchte ich noch 
eine Frage an den Herrn Staatsminister richten. Ich 
wollte mich gern nach dem Stand der Beratungen 
über den von der Bundesregierung im Herbst 1984 
in den Rat der WEU eingebr achten Vorschlag zur 
Errichtung eines europäischen Forschungsinstituts 
für Sicherheitspolitik erkundigen und Sie fragen, 
ob der in Venedig am 30. April an den Ständigen 
Rat erteilte Auftrag für Vorschläge zur Zusammen- 
arbeit mit vorhandenen Forschungsinstituten mög- 
licherweise eine Folge dieses deutschen Vorschla- 
ges ist. 

Staatsminister Möiiemann (Bundesrepublik Deutsch- 
land): — Zu Ihrer ersten Frage, Herr Kollege 
Antretter: Die Bundesregierung hält unverändert 
an der von Herrn Genscher vorgetragenen Auffas- 
sung fest. Wir halten das auch für richtig. Wir sind 
allerdings nur eine von sieben Regierungen, und 
Sie erkennen an der von Ihnen zitierten Aussage 
von Venedig, daß es uns noch nicht gelungen ist, 
alle für diese Auffassung und ihre praktische Um- 
setzung zu gewinnen. Dies ist also unverändert un- 
sere Auffassung. Das ist notwendig. 

Zweitens. Was das Konzept eines Forschungsinsti- 
tuts angeht, wäre die Idealvorstellung unverändert 
ein eigenes Forschungsinstitut, das auch sehr stark 
in die sicherheitspolitische Öffentlichkeitsarbeit in 
Europa hineinwirken könnte. Das ist aber, wie wir 
wissen, in besonderer Weise auch eine Frage der 
entsprechenden Budgetanteile, die man dafür aus 
den nationalen Haushalten bekommen muß. Das 
muß ja zusätzlich finanziert werden. Und das 
scheint im Augenblick nicht sehr leicht zu sein. 
Deswegen ist der Versuch, der jetzt unternommen 
wird, vernünftig, zunächst, also für den Beginn, eine 
Zusammenarbeit bestehender Forschungsinstitute 
zu fördern. Das ist — das vermuten Sie wohl nicht 
zu unrecht — vielleicht auch ein Ergebnis dieser 
Anregungen. Auf der nächsten Tagung soll ja dar- 
über gesprochen werden, in welchem Umfang dies 
gelingen kann und wie solchermaßen zu erzielende 
Ergebnisse verwertet werden können, um auch die 
sicherheitspolitische Öffentlichkeitsarbeit zu inten- 
sivieren. Dabei hat ja auch der Generalsekreträr 
eine Idee eingebracht, nämlich die, ein Institute for 
Advanced Security Studies unter Beteiligung von 
Privatwirtschaft und Wissenschaft zu gründen. 
Auch diese Konzeption wird noch zu prüfen sein. 
Ich habe den Eindruck: Auch hier wird wahrschein- 
lich das bugetäre Problem den Ausschlag geben. Ich 
rege an, daß Sie, meine Kolleginnen und Kollegen, 
bei den Beratungen in Ihren Fraktionen zu Hause 
und in Ihren nationalen Parlamenten helfen, Ver- 
ständnis für diesen Ansatz zu finden und die bei 
diesem Thema ja immer besonders renitenten Fi- 
nanzminister zu überzeugen. Das Budgetrecht liegt 
ja bei ihnen, ich meine, in Ihren nationalen Parla- 
menten. 
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Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des italienischen 
Verteidigungsministers Giovanni Spadolini 


(Themen: Europas Stellung im Atlantischen Bünd- 
nis; Wiederbelebung der WEU; internationaler Ter- 
rorismus; die Sicherheit des Mittelmeerraumes) 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Minister, das Interesse 
der Sowjetunion am Mittelmeerraum ist seit 1945 
eklatant. Wir wissen, daß die Sowjetunion damals 
z. B. die UNO-Treuhandschaft über die früheren 
italienischen Kolonien in Nordafrika haben wollte. 
In diesem Kontext, also im Zusammenhang mit 
Libyen, habe ich zwei Fragen an Sie. 

Durch die Agression in Tschad, die seit Jahren an- 
hält und auf die es offensichtlich keine klare politi- 
sche Antwort gibt, verstößt Libyen gegen die herr- 
schenden und akzeptierten Prinzipien des Völker- 
rechts. 

Die zweite Frage beschäftigt sich mit den letzten 
Ereignissen im Zusammenhang mit der Bekämp- 
fung des Terrorismus in Libyen. Ich habe an Sie die 
Frage, wie die italienische Regierung, aber auch die 
WEU, die automatische Bündnisverpflichtung im 
WEU-Vertrag beurteilen, wenn es zu einer Wieder- 
holung des libyschen Angriffs auf italienisches Ter- 
ritorium — Beispiel: Lampedusa — kommen sollte. 

Verteidigungsminister Spadolini verurteilt in sei- 
ner Antwort die fortgesetzten Verstöße Libyens ge- 
gen das internationale Recht Die Spaltung zwi- 
schen den USA und Europa bei der Bekämpfung 
des internationalen Terrorismus sei ein ernstes Pro- 
blem. In diesem Zusammenhang falle der Erklärung 
von Tokio als Demonstration der Solidarität gegen 
den Terrorismus besondere Bedeutung zu. — Der 
libysche Raketenangriff auf die Insel Lampedusa 
habe im wesentlichen nur propagandistische Be- 
deutung für seine Urheber und stelle militärisch 
keine ernsthafte Gefahr dar. 

Kittelmann (CDU/CSU): Herr Minister, vielleicht 
wäre es zu dem Angriff der USA auf Libyen gar 
nicht gekommen, wenn die europäischen Staaten 
schon vorher, wie sie es dann in Tokio getan haben, 
etwas konsequenter solidarisch gewesen wären. 

Das war keine Frage, sondern eine Feststellung. 

Herr Minister, sollten wir nicht konkret den Rat 
ermuntern, die Südflanke ernsthaft in seine langfri- 
stigen politischen Überlegungen einzubeziehen? 

Ich habe Ihre Ausführungen sehr positiv entgegen- 
genommen. Sie haben ähnlich, wie wir es in unse- 
rem Bericht tun, gesagt, daß es vor allen Dingen 
wirtschaftlicher Hilfe in dieser Region bedarf. Wo 
sehen Sie über einen verbalen Appell hinaus kon- 
krete Ansatzmöglichkeiten, in diesem Bereich wirt- 
schaftliche Hilfe zu leisten, um diese Länder zu sta- 
bilisieren? Wem und wie sollte diese Hilfe gewährt 
werden? 


Verteidigungsminister Spadolini erwidert, es sei 
Sache der Organe der WEU, über spezifische Maß- 
nahmen zu entscheiden. Zwar könne wirtschaftli- 
che Hilfe einen wesentlichen Beitrag zur Lösung 
der politischen Probleme im Mittelmeerraum dar- 
stellen, doch sei die WEU nicht der geeignete Ort 
für diese Diskussion. 


Tagesordnungspunkt: 

Stellungnahme zum Haushalt 
der ministeriellen Organe 
der WEU 1985 und 1986 

(Drucksache 1054) 

Berichterstatter: Abg. Sinesio (Italien) 
Tagesordnungspunkt: 

Die kanadisch-europäische Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Spitzentechnologie 

(Drucksache 1053) 

Berichterstatter: 

Abg. Wilkinson (Vereinigtes Königreich) 

(Themen: Ozeanographie; Materialforschung; Ener- 
gieforschung; Datenübermittlung) 


Empfehlung 434 

betr. die kanadisch-europäische Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Spitzentechnologie 

Die Versammlung 

I. begrüßt Kanadas Mitgliedschaft in der NATO, 
der OECD, der ESA und in anderen internatio- 
nalen Organisationen sowie seine Teilnahme an 
Konferenzen gemeinsam mit den Mitgliedstaa- 
ten der WEU; 

II. berücksichtigt Kanadas Erfolge auf wissen- 
schaftlichem und technologischem Gebiet sowie 
im Bereich der Raumfahrt, z. B. das V-STOL- 
Flugzeug (Senkrechtstarter), Canadarm (Greif- 
arm für die Raumfähre der NASA), den Candu 
Kernreaktor, sowie in den Bereichen der Ener- 
gieversorgung aus konventionellen und nicht- 
konventionellen Quellen, der polaren Meeres- 
forschung und der Nachrichtentechnik; 

III. berücksichtigt, daß Kanada ein assoziiertes 
Mitglied der ESA ist, und daß ein neues Abkom- 
men zur Unterzeichnung im Jahre 1988 an- 
steht; 

IV. berücksichtigt Kanadas Wunsch, seine Indu- 
strie der Spitzentechnologie weiterzuentwik- 
keln, sowie seinen Wunsch nach engen Bezie- 
hungen mit mehreren westeuropäischen Staa- 
ten auf industriellem und politischem Gebiet; 
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Empfiehlt dem Rat, 

die Mitgliedstaaten dringend aufzufordern: 

1. die Möglichkeit einer Beteiligung Kanadas an 
den Projekten der Unabhängigen Europäischen 
Programmgruppe (lEPG) tind an anderen euro- 
päischen Unternehmen der Spitzentechnologie 
zu untersuchen, vorausgesetzt, daß dies auf Ge- 
genseitigkeit basiert, und daß Kanada hierbei 
auch seinerseits gegenüber der europäischen 
Forschung, Entwicklung und Produktion das 
Prinzip der Meistbegünstigung anwendet; 

2. eine engere Zusammenarbeit mit Kanada in der 
europäischen Weltraumorganisation zu fördern 
durch: 

a) die Verlängerung seiner assoziierten Mitglied- 
schaft von fünf auf zehn Jahre; 

b) die Erweiterung der Liste der Programme, an 
denen Kanada teilnehmen sollte, auf neue An- 
wendungsprogramme, wie zum Beispiel ERS- 
II (Europäischer Fernerkundungssatellit) und 
TDRSS (Datenübertragungssatellit) sowie auf 
wissenschaftliche Programme; 

c) die Bitte an die kanadischen Behörden, euro- 
päische Hardware bei gemeinsamen Unter- 
nehmungen zu verwenden, zum Beispiel die 
Trägerrakete Ariane; 

d) die Aufforderung an die kanadischen Raum- 
fahrtbehörden, sich an bemannten europäi- 
schen Raumfahrtprogrammen, wie z. B. Her- 
mes und Hotol, zu beteiligen; 

3. Verbindungen zwischen kanadischen Firmen so- 
wie Forschungseinrichtungen und EUREKA-Pro- 
jekten wohlwollend zu berücksichtigen; 

4. den kanadischen Behörden nahezulegen, in den 
internationalen Organisationen, in denen sie ver- 
treten sind, sich für die Verwendung europäi- 
scher Hardware einzusetzen. 


Donnerstag, 5. Juni 1986 

Tagesordnungspunkt: 

Sicherheit und Terrorismus — 

Die Auswirkungen von Krisen 
in anderen Teilen der Welt auf Europa 

(Drucksache 1057) 

Berichterstatter: Abg. van der Werff (Niederlande) 

(Themen: Die Anwendung des Artikels VIZI, 3 des 
geänderten Brüsseler Vertrags; der Golfkrieg; inter- 
nationaler Terrorismus) 

Kittelmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Der Verteidigungsausschuß hatte 
ursprünglich vor, die Frage des Terrorismus in den 
Teilen, bei denen wir unmittelbar befeült sind, in sei- 
nen Bericht über Sicherheit im Mittelmeerraum, 


den wir gestern diskutiert haben, einzubeziehen. 
Die Diskussion über Ihren hervorragenden Bericht, 
Herr Berichterstatter, zu dem ich Ihnen noch die 
Glückwünsche des Verteidigungsausschusses aus- 
sprechen möchte, hat ergeben, deiß es zweckmäßi- 
ger ist, wenn wir als Verteidigungsausschuß auf 
eine eigene Berichterstattung verzichten und statt 
dessen zwei Anträge zu Ihrem Bericht einbringen. 
Unsere Berichte liegen ja sehr häufig sowohl in der 
Form als auch in der Thematik nahe beisammen. 
Ich hoffe, daß die von uns gewählte Regelung auch 
vom Politischen Ausschuß begrüßt wird. 

Die Stellungnahme zu dem Bericht möchte ich mög- 
lichst kurz halten. Wir haben zwei Vorschläge zu 
machen. Zum einen möchten wir, daß in die Präam- 
bel ein neuer Absatz 4 eingefügt wird, in dem wir an 
die Empfehlung 396 erinnern, die die WEU anläß- 
lich der Beratung des Dokuments 959, zu dem Herr 
Wilkinson Berichterstatter war, am 15. Mai 1984 
verabschiedet hat. Wir haben in unseren Diskussio- 
nen festgestellt, daß das Hauptproblem, bei dem wir 
in den letzten Monaten schmerzhafte Erfahrungen 
gemacht haben, eine mangelnde Konsultation zwi- 
schen den Bündnispartnern ist, obwohl es viele 
klare Beschlüsse gegeben hat, sich intensiv, recht- 
zeitig und ausführlich zu konsultieren. Der Verteidi- 
gungsausschuß hat in seinem Bericht Gelegenheit 
genommen, an diese Beschlüsse zu erinnern und sie 
im einzelnen aufzuführen. Wer das nachliest, kann 
sich eigentlich nur wundern. Unser Appell — auch 
an den Rat — geht dahin, sich selber in dem, was 
wir an Voraussetzungen geschaffen haben, ernst zu 
nehmen und — wenn eine kritische Lage eintritt — 
nur das durchzuziehen, und umzusetzen, was wir an 
Beschlüssen bereits haben, um sehr schnell zusam- 
menzukommen und Konsultationen durchzufüh- 
ren. 

Wir hielten es auch für zweckmäßig, im Rahmen 
des Gesamtproblems im Hinblick auf die strittige 
Auseinandersetzung über die Hilfsmeüänahmen, die 
die Vereinigten Staaten erwartet haben, an den Be- 
schluß der WEU zu erinnern. Darüber hinaus haben 
wir die Bitte, die, wie der Verteidigungsaussch\iß 
findet endlich klare Haltung während des Tokio- 
Gipfels in Erinnerung zu rufen und dieses Ereignis 
in die Beschliißfassung mit aufzunehmen. Wir als 
Verteidigungsausschuß hatten ja den Vorteil, dar- 
über nach dem Tokio-Gipfel noch einmal sprechen 
zu können. Schaut man sich einmal die Gremien £in, 
die nach dem Ereignis von Libyen zusammen wa- 
ren und nach dem Zeitpunkt, zu dem Sie, Herr Be- 
richterstatter, Ihren Bericht abgeschlossen hatten, 
kann man doch erfreulicherweise feststellen, daß 
zum Beispiel das Ministerkomitee des Europarats 
am 23. und 24. April in Straßburg eine sehr klare 
Sprache gesprochen hat Wir begrüßen es auch, daß 
die Minister bei ihrem Treffen in Venedig am 
29. und 30. April einen kurzen Absatz über den Ter- 
rorismus eingefügt haben. Und wir haben es außer- 
ordentlich begrüßt, deüä in dem Ministertreffen der 
sieben Industrieländer am 5. Mai 1986 in Tokio eine 
Passage aufgenommen wurde, die — ich darf das 
mal ohne Beweiskraft sagen — , wenn sie in dieser 
klaren Form schon in den Monaten vorher aufge- 
nommen worden wäre — wie sich hinterher, nach 
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Tokio, herausstellte, wäre auch ihre tatsächliche 
Umsetzung möglich gewesen — , die Ereignisse, die 
danach stattgefunden haben, unter Umständen 
nicht notwendig gemacht hätte. Dies ist zwar nur 
eine Vermutung, aber es spricht vieles dafür. 

Die Tatsache, daß man sich in Tokio endlich mit 
klaren Worten mit dem Problem des Staatsterroris- 
mus auseinandergesetzt hat und dieser Staatsterro- 
rismus unter Namensnennung von Libyen gemein- 
sam verurteilt wurde, hat zur Solidarität und zur 
Gremeinsamkeit aller Länder beigetragen. Wenn 
man die Entwicklung von damals bis heute sieht, 
kann man feststellen, daß die zahlreichen Erklärun- 
gen auch von denjenigen ernstgenommen werden, 
die sich angesprochen fühlen mußten. Denn die Si- 
tuation hat sich in den letzten Monaten doch we- 
sentlich entschärft 

Wir als Verteidigungsausschuß nehmen Ihre posi- 
tiv-kritische Bemerkung, daß Sie von uns als Vertei- 
digungsausschuß im Hinblick auf taktisches und 
strategisches Verhalten eine genauere Untersu- 
chung erwartet hätten, auf, um sie in den nächsten 
Berichten zu berücksichtigen. Wir bitten als Vertei- 
digungsausschuß, daß die von uns vorgeschlagenen 
Änderungen vom Politischen Ausschuß übernom- 
men werden. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

Berger (Lahnstein) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Der heutige Bericht über Sicherheit und Terroris- 
mus, zu dem ich uns als Versammlung beglückwün- 
schen möchte, und die Ergänzungen aus der Sicht 
des Verteidigungsausschusses geben mir Grelegen- 
heit, hier einige Gledanken vorzutragen, die ich 
kürzlich auch dem Europarat vorgetragen habe. 

Einige Europäer tun nach meiner Einschätzung so, 
als seien sie von der libyschen Krise nicht betrof- 
fen. Ich halte das für falsch. Die libysche Krise ist 
nicht etwa, wie einige dies darzustellen versucht 
haben, ein libysch-amerikanisches Problem; denn 
sie spielt sich vor unserer eigenen Haustür ab. Auch 
die Europäer selbst sind Ziele des Terrorismus, der 
von dort ausgegangen ist 

Allerdings waren — das hat Kollege Kittelmann als 
Berichterstatter eben noch einmal deutlich ge- 
macht — die Europäer kaum zu einem solideiri- 
schen Handeln bereit. Ich habe mit Bedauern fest- 
gestellt, daß sich dieselben, die nicht zum Handeln 
bereit waren, anschließend um so lautstärker etwa 
von der amerikanischen Aktion in Libyen distan- 
ziert haben. 

Das ist meiner Meinung nach nicht nur falsch, son- 
dern auch gefährlich. Wenn die Terroristen unter- 
scheiden könnten zwischen solchen zivilisierten 
Ländern, die sich ihnen beugen, und anderen, die 
sich ihnen nicht beugen, wäre der gesamte freie 
Westen der Verlierer. Ich meine nämlich; Der Ter- 
rorismus ist eine Herausforderung für die gesamte 
zivilisierte Welt. Dies steht als Synonym für die 
Staaten, in denen Rechtsordnungen die Sicherheit 
ihrer Bürger und deren menschenwürdige Entwick- 
lung zu garantieren vermögen. 


Wenn also der blindwütende Terrorismus eine Her- 
ausforderung für die gesamte zivilisierte Welt ist, 
dann besteht in der Solidarität eben dieser gesam- 
ten zivilisierten Welt die beste, wahrscheinlich die 
einzige Chance, diesen Terrorismus abzuwehren. 
Der Terrorismus mxiß begreifen, daß die Straße der 
Gewalt, wie Simon Peres es im Europarat formu- 
liert hat, nach nirgendwo führt. 

Diese Solidarität muß sich dort auswirken, wo die 
Wiege des Terrorismus steht. Wenn der Terroris- 
mus von Staaten ausgeht, dann stellen sich diese 
Staaten außerhalb des allein den Frieden ermögli- 
chenden Völkerrechts. Sie stellen sich außerhalb 
der Völkergemeinschaft. Dann müssen sie auch als 
solche gebrandmarkt werden. Wer Terroristen aus- 
bildet, nährt, finanziert, ausrüstet, gehört nicht zur 
zivilisierten Welt Er darf und sollte solange auch 
nicht an deren Segnungen teilhaben. 

Es gibt eine ganze Reihe von Konventionen, die 
etwa besonders schutzbedürftige Anlagen schützen 
sollen. Das Dumme ist nur, deiß die meisten dieser 
Konventionen in den Beitrittsländem nicht in na- 
tionales Recht umgesetzt wurden. Das müsen wir 
ändern. 

Deshalb unterstütze ich besonders die Forderung 
nach einer Charta, wie sie im Bericht enthalten ist, 
nach einer Charta mit einem Katalog abgestimmter 
Maßnahmen, die die zivilisierten Staaten gemein- 
sam gegen solche Länder treffen werden, die Ter- 
roranschläge planen und durchführen oder planen 
lassen und durchführen lassen. Diese Konvention 
muß klar und praktikabel sein. 

Deshalb muß diese Charta auch Antwort auf die 
Frage geben, ob und wie die zivilisierte Welt bereit 
ist, zum Schutz ihrer Friedensordnung notfalls Ge- 
walt anzuwenden. 

Für mich war die militärische Aktion der Vereinig- 
ten Staaten in Libyen ein Akt der Selbstverteidi- 
gung, unternommen, als Verhandlungen, Boykott- 
vorschläge, politische Lösungsversuche ergebnislos 
geblieben waren. Wer anders als Staaten, als die 
Garanten jener Friedensordnüngen, als die Träger 
des Gewaltmonopols wären dazu berufen und damit 
auch verpflichtet, auf diese Weise die Freiheit und 
das Leben ihrer Bürger notfalls zu verteidigen? 

Dabei muß klar sein — das möchte ich noch hinzu- 
fügen — : Dort, wo Verteidigung geboten ist, ist Ver- 
teidigung auch nur erlaubt Das Ziel ist die Abwehr 
von Gewalt nicht deren Ausbreitung. Sie muß der 
Abschreckung, der Wiederherstellung des Friedens 
dienen. Mittel und Ausmaß der Gewaltanwendun- 
gen müssen auf diese Wirkung hin optimiert und in 
sich so begrenzt sein, daß sie nach dem Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit der Mittel nicht das politi- 
sche Ziel der Eindämmung und der Abschreckung 
des Terrorismus paralysieren. 

Eine solche Charta sollte dieses Hohe Haus ein- 
stimmig fordern und auch fördern. Möge es den 
Regierungen unserer freiheitlichen und demokrati- 
schen Länder gelingen, eine solche Friedensotd- 
nung zu schaffen und damit die Geißel des Terroris- 
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mus, die uns seit 20 Jahren in unserer Freiheit und 
den Frieden bedroht, endlich zu überwinden. 

Vielen Dank, Herr Präsident 

Antretter (SPD): Herr Präsident, diese Diskussion 
hat in ihrem seitherigen Verlauf gezeigt, daß es 
unter den frei gewählten Parlamentariern, aus de- 
nen diese Versammlung besteht, niemanden gibt 
der den Terrorismus verniedlicht daß es nieman- 
den gibt, der nicht zum Kampf gegen den Terroris- 
mus bereit wäre. 

Der Bericht hat sich — das sage ich mit großer 
Wertschätzung für den Berichterstatter, Herrn van 
der Werff — nicht in unbesonnener, sondern in ver- 
antwortlicher Weise diesem Thema genähert. 

Ich glaube, wir müssen das Thema gleichwohl noch 
differenzierter miteinander erörtern, als es in man- 
chem Beitrag zum Ausdruck gekommen ist; denn es 
könnte auch sein, daß wir vor lauter kurzfristigen 
Entscheidungen im Kampf gegen den Terrorismus 
letztlich eine Politik betreiben, die keiner will und 
die neuen Terrorismus gebiert. 

Ich glaube, vor allem dieses Thema zeigt, daß es auf 
ein gemeinsames Handeln der Europäer ankommt. 
Es ist ja auch kein Wunder, daß wir uns in diesem 
Hause alle verstehen, wenn es um den Kampf ge- 
gen den Terrorismus geht, weil der Geist des indivi- 
duellen Terrorismus und des Staatsterrorismus ein 
anderer Geist ist als der Geist derer, die hier Zu- 
sammenkommen, nämlich die frei Gewählten aus 
den parlamentarischen Demokratien. 

Wir haben alle Verständnis für die Befürchtungen 
der Regierung der Vereinigten Staaten, die ihre 
Bürger vor verbrecherischen Anschlägen schützen 
will. Wir unterstützen sie und müssen sie in diesem 
Kampf unterstützen. Aber ich glaube, Herr Präsi- 
dent und meine verehrten Kolleginnen und Kolle- 
gen, wir müssen auch bestrebt sein, nicht unschul- 
dige Opfer mit neuen unschuldigen Opfern beglei- 
chen zu wollen. Unser Ziel muß es vielmehr sein, in 
Zus£unmenarbeit mit den arabischen Staaten, die 
ihrerseits Opfer terroristischer Anschläge sind, zu 
einer erfolgreichen Politik gegen den Terrorismus 
zu gelangen. 

Die Zukunft der arabischen Länder liegt vor allem 
in ihrer Freundschaft mit den Europäern. Deshalb 
kommt es darauf an, daß die europäischen Länder 
gegenüber den arabischen Ländern mit einer 
Zunge sprechen. Es kommt aber auch darauf an, 
daß alle Maßnahmen gegen den internationalen 
Terrorismus zwischen den Verbündeten abgespro- 
chen werden. 

Uns bedrückt in diesem Zusammenhang weniger 
die mögliche Gefahr einer Uneinigkeit der europäi- 
schen Länder als vielmehr die durchaus auch schon 
sichtbar gewordene fehlende Bereitschaft der Re- 
gierung der Vereinigten Staaten, a\if berechtigte 
Forderungen und Wünsche, die ^e Mehrheit der 
europäischen Länder formuliert haben, angemes- 
sen zu hören. 


Das Vorgehen gegen Libyen war in verschiedener 
Hinsicht unangemessen. Es war unangemessen, 
weil es nur einen Staat, der offenkundig den inter- 
nationalen Terrorismus unterstützt, bestraft hat. 
Dabei wissen wir doch, daß es auch andere Staaten 
gibt, die dies tun und hier im Trüben fischen. 

Das Vorgehen war unangemessen, weil es mehr un- 
schuldige als verantwortliche Opfer gefordert hat. 
Es war unangemessen, weil es keine Abstimmung 
mit den befreundeten Staaten der Europäischen 
Gemeinschaft gegeben hat. 

Ich meine, nun kommt es darauf an, daß wir künftig 
die größte Plattform, beispielsweise den Europarat, 
nutzen, um den internationalen Terrorismus erfolg- 
reich zu bekämpfen. 

Es zeigt sich hier ebenso wie beim Umweltschutz 
und beim Drogenmißbrauch, wie überholt nationale 
Grenzen sind. Bei diesen Problemen können wir 
überhaupt nur durch eine internationale Koopera- 
tion erfolgreich sein. 

Aber, meine Damen und Herren, dazu gehört bei- 
spielsweise auch eine gemeinsame Rüstungsexport- 
politik; denn wer es ernst meint mit dem Kampf 
gegen den internationalen Terrorismus, muß auch 
dafür eintreten, daß die Staaten, die den Terroris- 
mus bekämpfen wollen, nicht gleichzeitig jene Staa- 
ten mit Waffen stärken, die den Terrorismus unter- 
stützen. Sonst sind alle großen Worte, die wir heute 
hier sprechen, heuchlerisch. 

Ich stimme dem Kollegen zu, der gesagt hat, die 
Terroristen müßten sich, soweit sie einen Glauben 
besäßen, für ihr Handeln vor dem Schöpfer verant- 
worten. Ich füge hinzu, daß sich wohl auch alle 
anderen, vor allem jene, die in diesen Jahren Politik 
machen, werden fragen müssen, ob sie alles unter- 
nommen haben, um eine Welt zu schaffen, die nie- 
manden dazu zwingt, etwas zu tun, wie heute Terro- 
risten handeln, ob sie als Politiker ihren Teil dazu 
beigetragen haben, daß es nicht mehr 30 000 tote 
Kinder täglich gibt, weil wir in derselben Zeit, zu 
der wir hier debattieren, viele Millionen Mark, Dol- 
lar oder Rubel — wie Sie wollen — unnötig für die 
Rüstung ausgeben. 

Vielen Dank. 

Reddemann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men! Meine Herren! Mein Freund und Kollege Toby 
Jessel hat vorhin das besondere Problem West- 
Berlin angesprochen. Er hat gemeint, die gegenwär- 
tige Situation könne dazu führen, daß wegen der 
fehlenden Grenzkontrollen in Berlin Terroristen 
über die Grenze kommen, und zwar nicht nur nach 
West-Berlin, sondern über die Bundesrepublik 
Deutschland dann auch in andere Staaten der We- 
steuropäischen Union. Damit nicht der Eindruck 
entsteht, die Bundesregierung, die sich immer für 
die Bekämpfung des Terrorismus eingesetzt hat, 
lade aus sentimentalen Gründen möglicherweise 
Versäumnisse auf sich, möchte ich in vier knappen 
Punkten auf die tatsächliche Situation in West-Ber- 
lin hinweisen. 
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Erstens. Berlin steht auch 41 Jahre nach Kriegsen- 
de weiterhin unter Besatzungsrecht, übrigens mit 
voller Zustimmung der Bevölkerung wegen der Be- 
drohung, die die sowjetischen Truppen mit den um- 
gebenden Gebieten ausüben. Das bedeutet, daß die 
oberste Gewalt in West-Berlin von den drei West- 
mächten ausgeübt wird. Es bedeutet aber auch, daß 
sowohl die Regierungen der drei Westmächte als 
die Bundesregierung weiterhin davon ausgehen, 
daß ganz Berlin, also ebenfalls der Ostsektor, der 
heute als Hauptstadt der DDR ausgeflaggt wird, un- 
ter dem besonderen Recht stehen und daß aus die- 
sem Grunde zwischen den Teilen Berlins keine 
westliche Grenzkontrolle stattfindet. 

Zweitens. Es existiert ein Berlin-Statut aus dem 
Jahre 1971, das zwischen den Regierungen der 
Westmächte und der Regierung der Sowjetunion 
ausgehandelt wurde. In diesem Berlin-Statut steht 
ausdrücklich, West-Berlin sei kein konstitutiver Be- 
standteil der Bundesrepublik Deutschland, sondern 
besitze lediglich gewisse Bindungen an die Bundes- 
republik Deutschland. Aus dieser Feststellung, die 
wir verständlicherweise nicht gern gesehen haben, 
resultiert die Tatsache, daß die Bestimmung in un- 
serer Verfassung, derzufolge Berlin ein Land der 
Bundesrepublik Deutschland ist, weiterhin suspen- 
diert bleibt, und daraus folgt natürlich auch, daß die 
Bundesrepublik Deutschland keine Möglichkeit 
hat, selbst wenn sie es wollte, in Berlin eigene 
Grenzkontrollen einzurichten. 

Drittens. Gesetze der Bundesrepublik Deutschland 
werden nicht ohne weiteres in Berlin übernommen, 
sondern nur auf Grund eines sogenannten Überlei- 
tungsgesetzes. Erst daraus entsteht die Rechts- 
gleichheit. Das großzügige Asylrecht der Bundesre- 
publik Deutschland gilt daher auch in Berlin und 
veranlaßt uns, allen Menschen, die nach West-Ber- 
lin kommen und dort um Asyl bitten, ebenso in 
Westdeutschland, also in anderen Teilen der Bun- 
desrepublik, dieses Asyl oder zumindest ein Asyl- 
verfahren zu geben. 

Viertens. Die Sowjets und die DDR-Regierung 
möchten, daß wir die Grenze zwischen West-Berlin 
und Ost-Berlin schließen, damit die Rechte der drei 
Westmächte in Ost-Berlin erlöschen und sie damit 
ihrem Wunsch näherkommen, West-Berlin als eine 
Art Freistaat oder eine dritte politische Einheit in 
Deutschland auszuflaggen. 

Ich bitte unter diesen Umständen um Verständnis, 
wenn es nicht ganz so leicht ist, wie der Kollege Jes- 
sel vielleicht gemeint hat, das Problem der Asylan- 
ten zu stoppen. Ich kann aber versichern, daß so- 
wohl die Regierungen der drei Westmächte als auch 
die Bundesregierung derzeit in sehr entschiedenen 
Verhandlungen mit der DDR-Regierung stehen, da- 
mit von dieser Seite aus der Asylantenstrom einge- 
schränkt werden kann. 

Ich bitte um Verständnis, daß ich diese etwas kom- 
plizierte Materie kurz vor Ihnen ausbreiten mußte. 
Aber ich denke, ich sollte das tun, damit wir gerade 
in diesem Punkt keine falschen Schlüsse ziehen. — 
Herzlichen Dank, Herr Präsident. 


Kittelmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Auch ich 
möchte mich in Namen des Verteidigungsausschus- 
ses sehr herzlich für die Diskussion bedanken, die 
erfreulicherweise gezeigt hat, daß wir in der Verur- 
teilung von terroristischen Akten und der Intention, 
ihnen stärker vorzubeugen, sehr übereinstimmen. 
Ich glaube, daß vor allen Dingen das Problem des 
Staatsterrorismus und seiner Folgen für uns in der 
Zukunft noch sehr viele Diskussionspunkte erge- 
ben wird. Je intensiver und gezielter wir handeln 
und unsere Regierungen auch in den nationalen 
Parlamenten anhalten, sich zu konsultieren und ge- 
meinsam vorzugehen, desto weniger wird der Ter- 
rorismus eine Chance haben. Das hat, glaube ich, 
die Diskussion heute ergeben. Ich bin sicher, daß 
wir durch den Beitrag des Berichterstatters und des 
Politischen Ausschusses einen wesentlichen Schritt 
getan haben, den Regierungen Empfehlungen zu 
geben, konsequent und auch erfolgreich vorzuge- 
hen. 


Empfehlung 435 

betr. Sicherheit und Terrorismus — Die Auswir- 
kungen von Krisen in anderen Teilen der Welt auf 

Europa 

Die Versammlung 

(i) berücksichtigt, daß Artikel VIII des geänder- 
ten Brüsseler Vertrages eine wesentliche 
Grundlage für die europäische Zusammenar- 
beit in außenpolitischen Angelegenheiten ist; 

(ii) berücksichtigt, daß in bestimmten Gebieten 
keine westliche Organisation geeignet ist, den 
WEU-Rat bei der Anwendung dieses Artikels 
des Vertrages zu ersetzen; 

(iii) bedauert die Tatsache, daß die sieben Regie- 
rungen den WEU-Rat bislang nicht dafür ein- 
gesetzt haben, Angelegenheiten, die eine Be- 
drohung des Friedens in der Welt und der Sta- 
bilität darstellen, zu untersuchen; 

(iv) erinnert jedoch an ihre Empfehlung 396 betr. 
die Vorkehrungen des Bündnisses für die Be- 
handlung von Entwicklungen außerhalb des 
NATO-Bereiches und bekräftigt ihre Auffas- 
sung, „daß im Falle solcher Entwicklungen, 
die von den Bündnispartnern übereinstim- 
mend als direkte Bedrohung der vitalen Inter- 
essen des Bündnisses angesehen werden, die 
Bündnispartner bereit sein müssen, ihren Bei- 
trag innerhalb des NATO-Bereiches zu lei- 
sten, um die Dislozierung von US-Streitkräf- 
ten außerhalb dieses Bereiches zu erleich- 
tern“; 

(v) erinnert daran, daß die Erklärung von Rom 
die Berufung des WEU-Rates bestätigt hat, 
aktiv bei der Anwendung von Artikel VIII mit- 
zuwirken; 

(vi) erinnert daran, daß die Beziehungen zwischen 
bestimmten Mitgliedsstaaten und Staaten au- 
ßerhalb Europas einen ständigen Meinungs- 
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austausch innerhalb der Staaten der WEU 
verlangen; 

(vii) berücksichtigt, daß die Fortsetzung des Krie- 
ges zwischen Iran und Irak eine ernsthafte 
Bedrohung des Friedens in der Welt und der 
Sicherheit darstellt; 

(viii) berücksichtigt, daß das Wiederaufflammen 
des internationalen Terrorismus ebenfalls 
eine ernsthafte Bedrohung des Friedens in 
der Welt und der Sicherheit bedeutet, welche 
die westliche Gesellschaftsordnung nachhal- 
tig erschüttern kann, falls keine wirksamen 
Gegenmaßnahmen ergriffen werden; 

(ix) begrüßt die Tatsache, daß die internationale 
Gemeinschaft damit begonnen hat, der Her- 
ausforderung durch den Terrorismus entge- 
genzutreten, sieht leider aber auch das Fehlen 
eines richtungsweisenden Abkommens über 
die hierbei anzuwendenden Mittel und bedau- 
ert die Folgen dieser Uneinigkeit angesichts 
der Wichtigkeit, sich über die zu ergreifenden 
Maßnahmen zu einigen; 

(x) bedauert, daß vor dem Angriff der Vereinigten 
Staaten auf Libyen keine wirksamen, koordi- 
nierten Maßnahmen, präventiver oder repres- 
siver Art, zur Bekämpfimg von Terroranschlä- 
gen ergriffen wurden, erinnert aber daran, 
daß die Mitglieder der Versammlung für die 
Bekämpfung des internationalen Terrorismus 
eine Lösung auf politischem und diplomati- 
schem Wege bevorzugen, jedoch — falls es 
sich als unmöglich erweisen sollte, auf dem 
Verhandlungswege zu einem Erfolg zu gelan- 
gen — , auch andere geeignete Maßnahmen 
nicht ausschließen; 

(xi) begrüßt die von den Zwölf am 27. Januar und 
am 14. und 22. April 1986 angekündigten Ab- 
sichten sowie die anläßlich des Gipfels von 
Tokio am 5. Mai 1986 vereinbarten entschlos- 
senen diplomatischen und rechtlichen Maß- 
nahmen als einen bescheidenen Fortschritt; 

(xii) berücksichtigt, daß nur eine Koordinierung 
der von den beteiligten Ländern ergriffenen 
Meißnahmen der Situation, die durch den in- 
ternationalen Terrorismus entstanden ist, ent- 
gegenwirken kann; 

(xiii) erinnert daran, daß diese Koordinierung um 
so notwendiger ist, nachdem Libyen die Insel 
Lampedusa mit zwei Raketen beschossen hat, 
was eine wirkliche kriegerische Handlung ge- 
genüber einem Mitgliedsstaat der WEU dar- 
stellt. 

Empfiehlt dem Rat 

I. 1. die wirksame Anwendung von Artikel VIII 
des geänderten Brüsseler Vertrages wie bei 
der Verabschiedung von Absatz 8 der Erklä- 
rung von Rom vom Oktober 1984 geplant so- 
wie insbesondere die Abhaltung von Zusam- 
menkünften, jedesmal dann, wenn Krisen au- 
ßerhalb des NATO-Vertragsgebietes dies er- 


fordern und Konsultationen unter den zwölf 
Staaten keine Aussicht auf eine Lösung der 
Situation versprechen; 

2. aufmerksam die Entwicklungen im Krieg zwi- 
schen Iran xmd Irak zu verfolgen und: 

a) die Wiedereinkehr eines gerechten und 
dauerhaften Friedens zu fördern; 

b) jede Verletzung des Kriegsvölkerrechts 
durch eine der beiden Seiten auf das 
Schärfste zu verurteilen; 

c) Maßnahmen der Mitgliedstaaten zur Ver- 
hinderung einer Ausweitung des Krieges 
und zur Gewährleistung der Sicherheit der 
Schiffahrt im Golfgebiet gemeinsam abzu- 
stimmen; 

3. zu bestätigen, daß die Entwicklung des inter- 
nationalen Terrorismus die Frage der Anwen- 
dung von Artikel VIII des geänderten Brüsse- 
ler Vertrages aufwirft und in diesem Zusam- 
menhang sich einzusetzen für: 

a) die Förderung und effektive Beteiligung an 
internationalen Konsultationen zur Be- 
kämpfung von Terrorakten; 

b) die systematische Anwendung der in der 
Erklärung vom 27. Januar 1986 festgeleg- 
ten Beschlüsse der zwölf Staaten; 

c) die Aufstellung einer Charta, in der die 
Grundregeln, die ihre Unterzeichnerstaa- 
ten im Falle von Terrorakten bereit wären 
anzuwenden, festgelegt werden; 

d) die Koordinierung präventiver und repres- 
siver Maßnahmen, die die Mitgliedsstaaten 
aufgrund der Entwicklimg von terroristi- 
schen Aktivitäten verpflichtet sind zu er- 
greifen; 

e) die Konzertierung der von den Mitglieds- 
staaten ergriffenen Maßnahmen zur wirk- 
samen Abschreckung all jener Länder, die 
Terrororganisationen Unterstützung ge- 
währen oder sie zu Terroraktionen anstif- 
ten; 

f) sich zu bemühen, ein Übereinkommen zwi- 
schen den Mitgliedsstaaten zu erreichen,, 
aufgrund dessen Gerichte Auslieferungs- 
anträge für verurteilte Terroristen nicht 
mit der Begründung zurückweisen dürfen, 
daß der Terrorakt (die Terrorakte) aus poli- 
tischen Gründen begangen wurde (wur- 
den). 

II. Zu diesem Zweck bekräftigt die Versammlung 
den von ihrem Präsidenten an den Rat gerichte- 
ten Ruf nach Maßnahmen und empfiehlt, daß 
der Rat die zuständigen WEU-Agenturen an- 
weist, unverzüglich einen Bericht über die ver- 
schiedenen Aspekte der Bedrohung des westli- 
chen Verteidigungssystems, des einzelnen und 
der Freiheit der Allgemeinheit durch den inter- 
nationalen Terrorismus vorzulegen sowie Maß- 
nahmen festzulegen, die die Mitgliedsstaaten 
zur wirksamen Bekämpfung des Terrorismus 
ergreifen sollten. 
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Tagesordnungspunkt; 

Wissenschafts-, Technologie- und Raumfahrt 
fragen und die europäische Verteidigung 

(Drucksache 1055) 

Berichterstatter: Abg. Fourre (Frankreich) 


(Themen: europäische Zusammenarbeit in der Spit- 
zentechnologie; Raumfahrtaspekte; Kooperations- 
projekte in der Waffenentwicklung) 


Empfehlung 436 

betr. Wissenschafts-, Technologie- und Raumfahrt- 
fragen und die westeuropäische Verteidigung 

Die Versammlung 

(i) ist sich bewußt, daß die Informationswissen- 
schaft zum größten Industriezweig der 90er 
Jahre werden könnte; 

(ii) berücksichtigt, daß der wirtschaftliche Erfolg 
Westeuropas in diesem Bereich sehr wahr- 
scheinlich von der Förderung eines zivilen 
und militärischen Computermarkts in Europa 
abhängen wird; 

(iii) ist sich des Berichts über den industriellen 
Rüstungsbereich in den Mitgliedstaaten, er- 
stellt vom Ständigen Rüstungsausschuß der 
WEU, bewußt, sowie der Antwort des Rats 
vom 20. März 1986 auf die schriftliche Fra- 
ge 262, vorgelegt von Herrn Lenzer, über die 
Aktivitäten dieses Ausschusses in Ergänzung 
zu denen der Unabhängigen Europäischen 
Programmgruppe; 

(iv) ist enttäuscht über die Antwort des Rates in 
bezug auf das Fehlen praktischer Schritte, die 
zum Ausbau der Wettbewerbsfähigkeit der eu- 
ropäischen Verteidigungsindustrie im allge- 
meinen und der Informationswissenschaft im 
besonderen notwendig sind; 

(v) berücksichtigt Europas bedeutende Rolle im 
Weltraum und seine Aktivitäten in den Berei- 
chen Raumtransport, Satelliten und Wissen- 
schaftsprojekte, wie z. B. das Giotto-Pro- 
gramm; 

(vi) vertritt die Ansicht, daß die Bedeutung dieser 
Rolle unabhängige europäische Anstrengun- 
gen bei bestimmten Aktivitäten, wie z. B. bei 
Aktivitäten im Zusammenhang mit der Welt- 
raumstation, jedoch auch eine effektive Zu- 
sammenarbeit mit den Vereinigten Staaten 
erfordert; 

(vii) berücksichtigt die Notwendigkeit einer Zu- 
sammenarbeit zwischen der NASA und dem 
Raumfahrtunternehmen ARIANESPACE für 
eine weltweite Preispolitik für Trägerrake- 
ten; 


(viii) berücksichtigt, daß die Agentur zur Entwick- 
lung der Zusammenarbeit im Rüstungsbe- 
reich eine klar umrissene Vermittlerrolle bei 
der Zusammenarbeit auf dem Gebiet Waffen- 
entwicklungsprojekte, wie z. B. dem europäi- 
schen Jagdflugzeug spielen sollte; 

(ix) nimmt mit Besorgnis die Unterschiede in der 
Politik der Mitgliedstaaten hinsichtlich der 
Waffenexporte an Nicht-Mitgliedstaaten zur 
Kenntnis, besonders die in Konfliktgebiete 
und auch solche, die den internationalen Ter- 
rorismus unterstützen und dem Fortschritt 
auf dem Gebiet der verstärkten Zusammenar- 
beit im Verteidigungsbereich ernsthaft im 
Wege stehen; 

(x) bedauert den mangelnden politischen Willen 
des Rats, seinen 31. Jahresbericht über seine 
Aktivitäten vorzubereiten, der für die Ausar- 
beitung des vorliegenden Berichtes jetzt nicht 
berücksichtigt werden kann. 

Empfiehlt dem Rat 

1. die Agentur III, d. h. die Agentur zur Entwicklung 
der Zusammenarbeit im Rüstungsbereich, anzu- 
weisen, Untersuchungen einzuleiten über: 

a) die Schaffung eines zivilen und militärischen 
Computermarktes in Europa; 

b) die Möglichkeiten für die Errichtung von Su- 
percomputernetzen in Europa für zivile und 
militärische Zwecke; 

2. für die Agentur zur Entwicklung der Zusammen- 
arbeit im Rüstungsbereich bei gemeinschaftli- 
chen Waffenentwicklungsprojekten, wie z. B. 
dem europäischen Kampfflugzeug, eine sinnvolle 
Koordinierungsfunktion festzulegen, mit beson- 
derem Augenmerk auf Fragen der europäischen 
Verteidigungsindustrie, unter Berücksichtigung 
der Aktivitäten der NATO-Konferenz der Natio- 
nalen Rüstungsdirektoren und der Unabhängi- 
gen Europäischen Programmgruppe; 

4. der Versammlung im 31. Jahresbericht ausführ- 
liche Einzelheiten über diese Funktion vorzule- 
gen. 


Tagesordnungspunkt: 

Neue Technologie 
und die militärische Strategie 

(Drucksache 1052) 

Berichterstatter: Abg. van den Bergh (Niederlande) 

(Themen: Der Begriff der „neuen Technologie''; offi- 
zielle Vorschläge, die „neue Technologie" involvie- 
ren; das Verhältnis zur Militärstrategie; wirtschaft- 
liche Aspekte; „neue Technologie" und Rüstungs- 
kontrolle) 
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Berger (Lahnstein) (CDU/CSU). — Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! Es 
ist wahrscheinlich kein Zufall, daß in der Ausspra- 
che ein Deutscher als erster das Wort nimmt. Der 
Berichterstatter hat von sich aus darauf hingewie- 
sen, daß dieses Thema die Sicherheit der Bundesre- 
publik Deutschland in besonderer Weise berührt. 

Ich möchte gern, bevor ich etwas zu seinen sehr 
intelligenten Analysen in seinem Bericht über die 
neuen Waffensysteme, die in Zukunft möglich sind, 
und über die neuen Technologien sage — also sozu- 
sagen über die Hardware — , eine generelle Bemer- 
kung vorwegschicken. 

Es gibt eine ziemlich ideologisch aufgeladene Dis- 
kussion darüber, was etwa „follow on forces attack“ 
bedeutet oder was der Rogers-Plan beinhaltet. Es 
gibt eine ganze Reihe von Analytikern, die aus die- 
sen Plänen die Absicht folgern, als wollten wir die 
strategische Defensive aufgeben, als verfolgten wir 
für die Zukunft Pläne einer strategischen Offensive, 
und dies dann noch mit anderen Komponenten 
ganz bestimmter Politiken so kombinieren, daß dar- 
aus eine Propaganda etwa auch gegen das Bündnis 
entstehen könnte. Von daher meine grundsätzliche 
Bemerkung zuvor. 

Wir werden die zweite Welle, von der auch in die- 
sem Bericht gesprochen wird, immer nur als Ant- 
wort auf einen gegen uns vorgetragenen Angriff 
bekämpfen, d. h. also in der Verteidigung und nicht 
anders. Aber wir müssen sie bekämpfen, bevor sie 
den Durchbruch erzwingt, d. h. bevor sie in das Ge- 
fecht eingeführt wird. Bisher haben wir dies viel- 
leicht allzu leichtfertig den Atomwaffen überlassen, 
ohne ausreichend zu bedenken, daß es dann 
schließlich der Gegner wäre, der damit über die 
Notwendigkeit einer nuklearen Eskalation ent- 
scheiden könnte. 

Das ist so ziemlich das Gegenteil dessen, was wir 
mit der NATO-Doktrin der „deliberate escalation"' 
wollen. 

Von daher müssen wir heute bessere Antworten als 
in der Vergangenheit geben. Der Rogers-Plan oder 
die Pläne, die „follow on forces attack“ besser zu 
ermöglichen, wollen nicht die Vorneverteidigung 
ablösen, sondern sie im Gegenteil stärken, und sie 
sollen — ich glaube, das ist das Wichtigste — die 
Vorneverteidigung für den möglichen Angreifer 
glaubwürdiger machen und von daher einen eigen- 
ständigen Beitrag zur Erhaltung des Zustands des 
Nicht-Krieges leisten. 

Ich möchte in Ergänzung dessen, was der Herr Be- 
richterstatter hier vorgetragen hat, bezüglich der 
modernen Systeme ein paar Kriterien vortragen, 
von denen ich glaube, daß wir sie anlehnen müssen 
an die in der Zukunft notwendigen Entscheidungen 
im Bündnis und in der Westeuropäischen Union 
und natürlich auch an die Erstellung der langfristi- 
gen Strukturpläne der einzelnen Mitgliedstaaten. 

Ich glaube, es ist völlig unbestritten, daß Personal 
und Mittel knapp sein werden. Von daher ist das 
erste Kriterium, daß wir neue Systeme brauchen 


und neue Technologien dahin gehend nutzen müs- 
sen, daß wir dabei möglichst wenig Soldaten als 
Bedienungspersonal brauchen. 

Zweitens — ich numeriere das um der Kürze der 
Diskussion willen — brauchen wir eine hohe Wir- 
kung insbesondere gegen angreifende gepanzerte 
Truppen, aber ebenso — das ist ein neues Element 
— gegen Hubschrauber- und Luftstreitkräfte, die 
sie unterstützen. 

Wir brauchen — das ist die Konsequenz aus dem, 
was ich eben schon ausgeführt habe — eine beson- 
ders große Wirkung gegen das Nachführen der 
zweiten Welle, und zwar, bevor diese auf dem Ge- 
fechtsfeld erscheint Ich bin der Meinung, daß wir 
uns darauf konzentrieren müssen, dies mit mög- 
lichst kurzer Entfernung zu erreichen. Je kürzer die 
Entfernung zum Ziel ist, desto größer kann die Wir- 
kung im Ziel sein, desto billiger werden die entspre- 
chenden Transportsysteme. 

Drittens brauchen wir natürlich — das hat der Herr 
Berichterstatter deutlich gemacht — ein kostengün- 
stiges Verhältnis zwischen Stück und Preis. Aber 
das wirft immer auch die Frage nach der Koopera- 
tion auf, weil die Kooperation in Europa dieses Ver- 
hältnis günstiger bestimmen kann. 

Wir brauchen viertens eine besondere Wirksamkeit 
gegenüber den zu erwartenden Zielen unter reali- 
stischer Einschätzung der zukünftigen Bedrohung. 
Deswegen möchte ich hier noch einmal festhalten, 
daß die zukünftige Bedrohung gekennzeichnet sein 
wird durch stärkere Panzerung, größere Beweglich- 
keit, vor allen Dingen größere Luftbeweglichkeit 
der Ziele, und neue elektronische Schutzmaßnah- 
men. Wir müssen das gleichrangig behandeln. 

Fünftens müssen wir die neuen Technologien dahin 
gehend nutzen, daß wir Systeme finden, die beson- 
ders den Verteidiger begünstigen, weil dadurch ein 
Anreiz zum Angriff genommen wird. Der Panzerab- 
wehrhubschrauber ist dazu ein guter Beitrag. 
Ebenso könnten dies Minen mit einer neuen Tech- 
nik der Verlegung über weite Entfernungen sein. 

Sechstens. Wir brauchen dabei, auch aus ökonomi- 
schen Gründen, eine möglichst große Nutzung zivi- 
ler Technik. Zu oft — das beobachte ich bei allen 
Armeen im Bündnis — wird etwas militärisch ge- 
macht, was man eigentlich schon zivil kaufen könn- 
te. Diesem Trend müssen wir entgegenwirken. 

Siebentens. Schließlich müssen wir die neuen Tech- 
nologien dahin gehend nutzen, daß wir mehr politi- 
schen Handlungsspielraum gewinnen. Das heißt 
zum Beispiel, daß wir eine wesentlich bessere Auf- 
klärung brauchen, um auf diese Weise eine Vor- 
warnzeit zu erhalten, die wir tatsächlich brauchen, 
um unsere Reaktionen miteinander abstimmen zu 
können. 

Ich möchte zum Schluß noch ein paar Hinweise auf 
das geben, was sich zur Zeit auf diesem Feld der 
neuen Technologien wirklich schon abzeichnet. 

Da gibt es zunächst einmal die Mittel für eine ver- 
besserte Aufklärung etwa in der digitalisierten Ka- 
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meratechnik. Da gibt es die unbemannten Flugge- 
räte, die wir schon haben, die wir aber in der Zu- 
kunft mit störfesten Übertragungs Systemen brau- 
chen, welche ihre Ergebnisse in Realzeit übermit- 
teln. Und da gibt es vermutlich in Bälde Streusenso- 
ren und Kabelsensoren, die man in späterer Zu- 
kunft an dann wahrscheinlich vorhandene zivile 
Glasfsernetze anschließen könnte. 

Auch bei den hochwirksamen Sperrmitteln, von de- 
nen ich gesprochen habe, gibt es schon ganz be- 
stimmte Entwicklungen, die etwa in der Lage wä- 
ren, zugunsten der Vorneverteidigung, aber auch 
gegen diese zweite Welle in ganz bestimmten Zonen 
die Trefferwahrscheinlichkeit gegenüber herkömm- 
lichen und nicht endphasengelenkten Minen oder 
ungerichteten Sperrmitteln erheblich zu vergrö- 
ßern, so daß die Effektivität der Verteidigung ge- 
genüber dem Angreifer dadurch, so möchte ich sa- 
gen, unerhört gesteigert werden kann. Das würde 
die heutige Unterlegenheit an Feuerkraft der kon- 
ventionellen, klassischen NATO-Streitkräfte gegen- 
über dem Warschauer Pakt, die wir beklagen müs- 
sen, wesentlich auszugleichen helfen. 

Das wäre ein Beitrag dazu, die Atomschwelle anhe- 
ben zu können, als Antwort auf eine Forderung, die 
in der Öffentlickeit sehr stark vertreten wird. Aber 
auch hier möchte ich durchaus meine Meinung sa- 
gen: Ich habe manchmal den Eindruck, daß diejeni- 
gen, die die Atomschwelle gegen Unendlich anhe- 
ben möchten, gleichzeitig jene sind, die uns kräftig 
behindern, wenn wir solche Alternativen fördern 
und miteinander verabreden. 

Ein letzter Beitrag auf diesem Wege, wahrschein- 
lich der teuerste — deswegen nenne ich ihn auch 
als letzten — wäre das, was man intelligente Sub- 
munition nennen kann, 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich bitte 
um Entschuldigung, daß das, was ich vorgetragen 
habe, etwas fachspezifisch war. Aber ich halte es 
für notwendig, daß wir über diese Dinge rechtzeitig 
nachdenken, um die nationalen Planungen, die ja 
zum Teil in das Jahr 2000 hineinreichen, auch in- 
nerhalb der Westeuropäischen Union so zu harmo- 
nisieren, daß Rüstungskooperation erst möglich 
wird und nicht immer wieder bei jedem neuen De- 
tail, bei jedem neuen Einzelsystem eine solche Ko- 
operation erst abgesprochen werden muß. Das wäre 
vermutlich eine Chance zu einer besseren Zusam- 
menarbeit, als wir sie in der Vergangenheit gehabt 
haben, — Vielen Dank, Herr Präsident. 


Empfehlung 437 

betr. neue Technologie und Militärstrategie 

Die Versammlung 

(i) ist sich einer Reihe von Projekten innerhalb der 
NATO und der lEPG (Unabhängige Europäische 
Programmgruppe) in bezug auf die Anwendung 
neuester Technologien auf Waffen und Verteidi- 
gungsgerät bewußt, die insbesondere aufgrund des 
Vorschlags der Vereinigten Staaten über neue 


Technologien und des Konzepts von SACEUR über 
den „Angriff auf die nachfolgenden Kräfte“ (FOFA) 
entstanden sind; 

(ii) vertritt die Ansicht, daß es in zahlreichen Fällen 
von Vorteil wäre, wenn die NATO-Staaten auf dem 
Gebiet der konventionellen Waffensysteme die mo- 
dernen Technologien auf schnellerem Wege einfüh- 
ren könnten, um die numerische Überlegenheit des 
Warschauer Paktes im Bereich der Panzer, Ge- 
schütze und Flugzeuge auszugleichen; 

(iii) vertritt die Ansicht, daß die europäischen Bünd- 
nispartner alle derartigen Vorschläge sorgfältig 
prüfen müssen, und daß die Einführung moderner 
Technologien für Verteidigungsgerät die in dieser 
Empfehlung niedergelegten Kriterien erfüllen 
muß; 

(iv) fordert eine eingehende Untersuchung über die 
Einführung von neuen Technologien in die konven- 
tionellen Waffensysteme und über deren mögliche 
Auswirkungen auf die Rüstungskontrolle; 

empfiehlt dem Rat 

1. dafür Sorge zu tragen, daß die derzeitigen Vor- 
schläge über die Einführung der neuen Technolo- 
gien in die konventionellen Waffensysteme oder 
in bezug auf das Konzept des ,AJ^griffs auf die 
nachfolgenden Kräfte“ (FOFA) folgende Krite- 
rien erfüllen: 

a) sie sollten sich in den vom Militärausschuß 
der NATO ausgearbeiteten konzeptionellen 
Rahmen einfügen und die Empfehlungen des 
Nordatlantik-Rates berücksichtigen, einge- 
denk der Notwendigkeit der Abschreckung 
zur Erhaltung des Friedens und der Sicher- 
heit sowohl in Europa als auch in der Welt; 

b) sie sollten kostenwirksam und im Rahmen 
der Grenzen der nationalen Verteidigungs- 
haushalte vertretbar sein; 

c) sie sollten erneut die Notwendigkeit einer 
Standardisierung und Zusammenarbeit auf 
europäischer Ebene, die ebenfalls eine Vor- 
aussetzung für die Zusammenarbeit zwischen 
den europäischen Verbündeten und den Verei- 
nigten Staaten ist, hervorheben; 

d) sie sollten im Bereich der Technologie, For- 
schung und Produktion zu ausgewogenen und 
gerechten transatlantischen Beteiligungen so- 
wie Transfers führen und die Interoperabilität 
verbessern; 

e) sie sollten so angelegt sein, daß sie bei derzei- 
tigen und zukünftigen Rüstungskontrollver- 
handlungen berücksichtigt werden können; 

2. der Versammlung einmal jährlich über die erziel- 
ten Fortschritte in bezug auf die Liste der von 
der lEPG ausgewählten vordringlichen Projekte 
zu berichten; 

3. die Agentur zur Untersuchung von Rüstungskon- 
trolle und Abrüstungsfragen zu beauftragen, der 
Versammlung Jahresberichte über die Auswir- 
kung der vorgenannten Vorschläge auf die Rü- 
stungskontrolle vorzulegen. 
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